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der Zwangsvollstreckung erforderlicher Urkunden (§§ 750 II,
III, 751 II, 756, 765 S. 1, 795, 798 ZPO). Des weiteren obliegt
dem Gerichtsvollzieher dort die Zustellung des Pfändungs-
und Überweisungsbeschlusses (§§ 829 II, 835 III, 858 III
ZPO), der Aufforderung zur Abgabe der Drittschuldnererklä-
rung (§ 840 ZPO) und der – auf Gläubigerantrag vom Ge-
richtsvollzieher selbst anzufertigenden – Vorpfändungsbe-
nachrichtigung (§ 845 I ZPO); genannt sei auch noch die Zu-
stellung des Verzichts des Gläubigers auf die Rechte aus der
Pfändung und Überweisung zur Einziehung gemäß § 843
ZPO.

Die mithin immer noch bedeutsame Zuständigkeit des Ge-
richtsvollziehers als Zustellungsorgan begründet sein Interes-
se an einer effektiven Ausgestaltung der Zustellungsregelun-
gen, dem das seit Inkrafttreten der ZPO (CPO) fast unverän-
dert gebliebene Zustellungsrecht nach §§ 166 ff. ZPO nicht
überall gerecht wird. Eine Reihe von Zweifelsfragen aus die-
sem eher technischen Regelungsbereich ist immer wieder ein-
mal Gegenstand der Diskussion im Blick auf zulässige oder
wünschenswerte Vorgehensweisen nach geltendem oder zu
reformierendem Recht3). Aus dem Jahre 1988 datiert eine
„Problemskizze zum Zustellungsrecht“ aus dem Bundesmini-
sterium der Justiz (BMJ), die einige begrüßenswerte Vorschlä-

Der Gerichtsvollzieher ist gemäß § 154 S. 1 GVG der mit
den Zustellungen, Ladungen und Vollstreckungen zu betrau-
ende Beamte. Für den Zivilprozeß bestimmt § 166 Abs. 1
ZPO, daß die von den Parteien zu betreibenden Zustellungen
durch den Gerichtsvollzieher erfolgen. Die Bedeutung dieser
Vorschriften in bezug auf die Zustellungsaufgaben des Ge-
richtsvollziehers ist zwar gesunken, nachdem im Gegensatz zu
früher die Parteizustellung im Erkenntnisverfahren des Zivil-
prozesses nur noch eine untergeordnete Rolle spielt. § 699
Abs. 4 S. 2 und 3 ZPO sieht sie – auch nur fakultativ neben der
Amtszustellung nach S. 1 – für den Vollstreckungsbescheid
vor. In den Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes regelt
§ 922 Abs. 2 ZPO für den Arrest und über § 936 ZPO auch für
die einstweilige Verfügung die Zustellung der Entscheidung
durch die Partei, die sie erwirkt hat. Angesichts der prakti-
schen Bedeutung solcher Eilverfahren liegt hier immer noch
ein beachtlicher Anwendungsbereich der Zustellung durch
den Gerichtsvollzieher selbst oder – in der Regel – auf Veran-
lassung des Gerichtsvollziehers (§ 194 ZPO) durch die Post1).
Der Haupttätigkeitsbereich liegt insoweit aber in der Zwangs-
vollstreckung, wo das Gesetz vielfach den Parteibetrieb und
damit die Mitwirkung des Gerichtsvollziehers als Zustellungs-
organ vorschreibt2). Zu nennen ist vor allem die Zustellung
des Titels gemäß § 750 I 2 ZPO und sonstiger zur Einleitung
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1) Die Zustellung unter Vermittlung der Geschäftsstelle
(§§ 166 II 1, 196 ZPO) ist praktisch gegenstandslos, vgl. nurMünch-
KommZPO/v. Feldmann, § 196 Rn. 1.

2) S. etwa Rosenberg/Gaul/Schilken, Zwangsvollstreckungs-
recht, 10. Aufl. 1987, § 28 V.

3) Eine ausführliche Darstellung des gerichtlichen Zustellungs-
wesens und Vorschläge zur Reform des Zustellungsrechts anhand
rechtstatsächlicher Untersuchungen enthält die Dissertation vonHoh-
mann, Die Übermittlung von Schriftstücken in der Zivil-, Verwal-
tungs- und Finanzgerichtsbarkeit, 1977.
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ge enthält, deren Realisierung aber offenbar nicht weiter ver-
folgt worden ist. Dabei verdienen verschiedene Überlegungen
durchaus Unterstützung, und zwar auch aus der Sicht des Ge-
richtsvollziehers.

I. Die allgemeine Bedeutung der Zustellungsregeln

Die Zustellung bedeutet meist die förmliche Bekanntgabe
eines Schriftstückes an den Zustellungsadressaten, ist aber
umfassender zu definieren als ein in gesetzlicher Form zu be-
wirkender, zu beurkundender Akt, der dem Adressaten die Ge-
legenheit zur Kenntnisnahme des Schriftstückes verschafft4).
Damit sind auch die Fälle der Zustellung durch Niederlegung
(§ 182 ZPO) sowie der öffentlichen Zustellung durch Anhef-
ten an die Gerichtstafel und Bekanntmachung im Bundesan-
zeiger (§ 204 II, III ZPO) erfaßt.

Nach allgemeiner Auffassung5) verfolgen die Zustellungen
und damit auch die sie betreffenden gesetzlichen Regelungen
einen doppelten Zweck.

Zum einen sollen sie dem Zustellenden, d. h. im Parteibe-
trieb der die Zustellung veranlassenden Partei, einen urkundli-
chen Nachweis über die Tatsache und den Zeitpunkt der Zu-
stellung – auch den Ort der Zustellung und den Zustellungs-
empfänger – ermöglichen. Da an die Zustellung oft wichtige
prozessuale, u. U. auch materiellrechtliche Wirkungen knüp-
fen6), ist ein solcher gesicherter Nachweis besonders bedeut-
sam. Mit anderen, rein postalischen Mitteln kann er wohl nicht
in gleich sicherer Weise erreicht werden7); jedenfalls rechtfer-
tigt schon diese Bedeutung der Zustellung ihre Ausgestaltung
als staatlichen Hoheitsakt, den in den hier interessierenden
Fällen der Gerichtsvollzieher als Beamter in Ausübung der
staatlichen Gerichtsbarkeit vornimmt. Die Bestimmungen der
§§ 11 ff. GVGA enthalten einschlägige Verwaltungsvor-
schriften, deren Nichtbeachtung zur Amtshaftung nach Art. 34
GG, § 839 BGB führen kann8).

Da die Wirkungen der Zustellung auch und gerade den Zu-
stellungsempfänger – i. d. R. belastend – betreffen, liegt ein
weiterer Zweck offen zutage, den das Bundesverfassungsge-
richt9) deutlich ausgesprochen hat: Die Vorschriften über die
Zustellung dienen der Verwirklichung des rechtlichen Gehörs,
da sie auch gewährleisten sollen, daß der Adressat Kenntnis
von dem zuzustellenden Schriftstück nehmen und seine
Rechtsverteidigung oder -verfolgung darauf einrichten kann.
Erst die Benachrichtigung, die jedenfalls die Möglichkeit der
Kenntnisnahme begründen muß, gewährleistet die Wahrung
des „Rechts auf Orientierung“10) als Grundlage für etwaige
rechtswahrende Äußerungen11).

Zutreffend wird darauf hingewiesen12), daß auf diese
Weise auch ein reibungsloser und fairer Prozeßablauf gesi-

chert werden kann und letztlich eine Entlastung des Verfah-
rens erfolgt, wenn es von unfruchtbaren Streitigkeiten über
Zugangszeitpunkte oder die Kenntnisnahme von Urkunden
freigehalten wird. In der Problemskizze des BMJ ist daher zu
Recht der – für die „Reformfreudigkeit“ wichtige – Aspekt be-
tont worden, daß eine Überarbeitung des Zustellungsrechts
auch zu einer Entlastung der Justiz beitragen könnte. Einige
für den Gerichtsvollzieher interessante Vorschläge aus diesem
Bereich verdienen weitere Diskussion.

II. Einzelne Änderungsvorschläge

Die Problemskizze des BMJ befaßt sich zunächst mit der
Zustellung gegen schriftliches Empfangsbekenntnis gemäß
§ 212 a ZPO an Organe der Rechtspflege – auch Gerichtsvoll-
zieher – und Träger öffentlicher Aufgaben, bei denen es nicht
selten zu Verzögerungen kommt, die bei Zustellung über Ab-
holfach durch eine Zugangsfiktion eingeschränkt werden
könnten. Weitere Überlegungen betreffen die in der Praxis sel-
tenen Fälle der Zustellung durch Aufgabe zur Post (§§ 175,
213 ZPO) und mittels Bestellung eines Zustellungsbevoll-
mächtigten (§§ 174, 175 ZPO). An der Regelung der öffentli-
chen Zustellung (§§ 203 ff. ZPO) soll letztlich nichts geändert
werden, obwohl wegen der Folge eines praktischen Entzuges
rechtlichen Gehörs eine Präzisierung der Bewilligungsvoraus-
setzungen durchaus geboten wäre13). Erwägungen über die
Wirkungen der Zustellung an Prozeßunfähige (§ 171 Abs. 1
ZPO) und die Heilung fehlerhafter Zustellungen (§ 187 ZPO)
laufen allenfalls auf klarstellende Ergänzungen entsprechend
der höchstrichterlichen Rechtsprechung hinaus. So konzen-
trieren sich die Überlegungen auf auch für die Gerichtsvollzie-
her interessante Probleme im Bereich der Ersatzzustellung
gemäß §§ 181 ff. ZPO, auf die im folgenden näher eingegan-
gen werden soll. Dabei ist zu bedenken, daß der prozentuale
Anteil von Ersatzzustellungen sehr hoch liegt14) und anderer-
seits das Recht der Ersatzzustellung – wie die Problemskizze
zu Recht betont – außerordentlich kompliziert geregelt und
deshalb besonders fehleranfällig ist. Die Praxis zeigt in der
Tat, daß die Zustellungsorgane der Post, über die die Zustel-
lung gemäß § 194 ZPO überwiegend erfolgt, erhebliche
Schwierigkeiten mit der richtigen Handhabung der Ersatzzu-
stellung – und nicht zuletzt der Ausfüllung der entsprechenden
Zustellungsurkunden – haben.

1. Die Ersatzzustellung in Wohnung und Haus gemäß § 181
ZPO

Die Vorschrift des § 181 ZPO regelt die Zustellung an Per-
sonen, die an die Stelle des eigentlichen Zustellungsempfän-
gers treten, wenn dieser nicht angetroffen wird, und zwar
gemäß Abs. 1 in der Wohnung des Zustellungsempfängers,
nach Abs. 2 in dem betreffenden Hause.

a) Nach § 181 Abs. 1 ZPO kann die Zustellung in der Woh-
nung an einen zur Familie gehörenden erwachsenen Hausge-
nossen oder an eine in der Familie dienende erwachsene Person
erfolgen. Die Vorschrift stellt auf die Verbindung zur Familie
ab, weil sie davon ausgeht15), daß die betreffenden Personen
das empfangene Schriftstück aufgrund der Verbundenheit in
aller Regel dem Zustellungsadressaten aushändigen werden.

aa) Die Familienzugehörigkeit des erwachsenen Hausge-
nossen (Abs. 1 1. Alternative) als maßgebliches Kriterium für

4) Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozeßrecht, 15. Aufl.
1993, § 73 I 1.

5) BVerfG NJW 1984, 2567, 2568;MünchKommZPO/v. Feld-
mann, § 166 Rn. 2 m. w. Nachw.;Rosenberg/Schwab/Gottwald,
§ 73 I 3; vgl. auch BGH NJW 1978, 1058, 1059 und 1858.

6) BVerfG NJW 1984, 2567, 2568.
7) Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 73 vor I; krit. Hohmann

(Fn. 3), S. 183.
8) Rosenberg/Gaul/Schilken, § 25 II 1 b m. w. Nachw.
9) A. a. O. (Fn. 5); s. bereits BGH NJW 1978, 1858 m. w.

Nachw.
10) Waldner, Aktuelle Probleme des rechtlichen Gehörs im Zivil-

prozeß, 1983, S. 49 ff.
11) S. nur Schilken, Gerichtsverfassungsrecht, 2. Aufl. 1994,

Rn. 136 m. w. Nachw.
12) Stein/Jonas/Roth, Zivilprozeßordnung, 21. Aufl. 1993, vor

§ 166 Rn. 2.

13) S. dazu auchFischer, ZZP 107 (1994), 164 ff.
14) Hohmann (Fn. 3), S. 89: in der Zivilprozeßgerichtsbarkeit über

70 %.
15) Vgl. BGH NJW 1987, 1562;MünchKommZPO/v. Feldmann,

§ 181 Rn. 13.
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die Zulässigkeit einer Ersatzzustellung war mit der Zunahme
nicht-ehelicher Lebensgemeinschaften in den achtziger Jahren
ins Gespräch gekommen. Im Schrifttum16) war verschiedent-
lich die Zulassung einer Ersatzzustellung in weiter Auslegung
des § 181 Abs. 1 ZPO propagiert worden. Auch einige Gerich-
te hatten in dieser Richtung entschieden. So hat das OLG
Celle17) eine Ersatzzustellung an die Verlobte gemäß § 181
Abs. 1 1. Alt. ZPO als wirksam angesehen, weil diese als ein
„zur Familie gehörender erwachsener Hausgenosse“ anzuse-
hen sei; dafür genüge die tatsächliche Aufnahme in den Fami-
lienverband auch ohne familienrechtliche Beziehung. Das
OVG Hamburg18) hat Entsprechendes bei der Ersatzzustel-
lung an einen gleichgeschlechtlichen Lebensgefährten ent-
schieden, bei dem die Sicherheit der Weitergabe in gleicher
Weise gewährleistet sei wie bei einem Ehepartner. Überwie-
gend hatte die Rechtsprechung allerdings eine solche Ersatz-
zustellung an Lebensgemeinschafter für unzulässig erklärt19),
insbesondere höchstrichterlich der BFH20) in streng nach dem
4. Buch des BGB definiertem Begriff der „Familie“ sowie der
1. Strafsenat des BGH21) mit der Begründung, die Zustel-
lungsadressatin und ihr Lebensgefährte bildeten nach objekti-
ven, äußerlich erkennbaren Kriterien keine Familie und könn-
ten auch nicht wie eine solche behandelt werden. Auch das
BVerwG hatte eine solche Ersatzzustellung für unzulässig ge-
halten22).

Das BMJ knüpft in seiner Problemskizze an die durch diese
unterschiedlichen Entscheidungen entstandene Rechtsunsi-
cherheit an, die sich nicht nur verfahrensrechtlich auswirke,
sondern auch den postbetrieblichen Bereich erschwerend be-
rühre. Der Lösungsansatz geht dahin, de lege ferenda auf das
Merkmal der Familienzugehörigkeit in § 181 Abs. 1 1. Alt.
ZPO zu verzichten und allein auf das Merkmal des „erwachse-
nen Hausgenossen“ abzustellen; damit könne auch die Ersatz-
zustellung an gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschafter in
die Lösung einbezogen werden.

Im Jahre 1990 hat dann freilich der 8. Zivilsenat des
BGH23) entschieden, eine Ersatzzustellung an den nichteheli-
chen Lebensgefährten sei jedenfalls dann wirksam, wenn der
Adressat nicht nur mit seinem Lebensgefährten, sondern mit
einer Familie – im entschiedenen Falle den Kindern der Le-
bensgefährtin – zusammenlebe. Der Wortlaut erlaube eine er-
weiternde Auslegung des Merkmals der „Familie“ über den
engen rechtlichen Sinn hinaus unter Berücksichtigung der ge-
wandelten gesellschaftlichen Verhältnisse. Ausschlaggebend
sei das Bestehen eines Vertrauensverhältnisses, aufgrund des-
sen mit einer Aushändigung des Schriftstücks zu rechnen sei;
allerdings bedürfe es insoweit objektiver und eindeutiger, ggf.
durch Nachfrage zu ermittelnder Kriterien. Da der 8. Senat
darüber hinaus – allerdings nicht entscheidungstragend – aus-
geführt hat, bei einer Anwendung dieser Grundsätze müsse die
Möglichkeit einer Ersatzzustellung bei einer nur aus zwei Per-
sonen bestehenden Lebensgemeinschaft ebenfalls bejaht wer-
den, kann man annehmen, daß die Zulässigkeit einer solchen
Ersatzzustellung an nichteheliche Lebensgemeinschafter in

der Zivilrechtsprechung geklärt ist. Anscheinend sind auch in
der Folgezeit kaum weitere Entscheidungen zu der Problema-
tik zur Veröffentlichung gelangt24), so daß man meinen könn-
te, der Reformvorschlag sei nicht mehr aktuell. Damit würde
aber außer acht gelassen, daß immerhin gegensätzliche
höchstrichterliche Entscheidungen aus der Strafgerichtsbar-
keit, der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit und der Fi-
nanzgerichtsbarkeit bestehen, ohne daß eine Aufgabe der dort
geäußerten Rechtsauffassung zur historisch eindeutigen engen
Wortlautinterpretation des § 181 Abs. 1 ZPO ersichtlich wäre.
Auch im Schrifttum hat die Entscheidung des 8. Zivilsenats im
übrigen nicht nur Zustimmung gefunden25).

Allerdings erscheinen mir die Ausführungen des Bundes-
gerichtshofes in der Begründung überzeugend, weil sie auf
den Zweck der Zustellungsregelung nach den heute maßgebli-
chen Wertungsgesichtspunkten abstellen, anstatt rein förmlich
auf eine enge, am Familienrecht orientierte Auslegung des Be-
griffs der „Familie“ abzuheben. Die Rezensenten des Ur-
teils26) haben dazu das Richtige ausgeführt. Dennoch ist der
Ansicht27) zu widersprechen, der Ruf nach dem Gesetzgeber
könne unterbleiben28). Dieser könnte vielmehr die weiter be-
stehende, unbefriedigende Rechtsunsicherheit beseitigen. Sie
besteht zum einen darin, daß der 8. Zivilsenat die Frage nicht
entschieden hat, ob die Ersatzzustellung an Partner eheähnli-
cher Gemeinschaften allgemein als zulässig oder wirksam an-
zusehen ist29). Vor allem aber ist zu berücksichtigen, daß die
Vorschriften über die Ersatzzustellung i. w. auch für die ande-
ren Verfahrensordnungen (§ 37 StPO; § 16 FGG; § 72 KO
bzw. § 4 InsO) sowie in der Arbeitsgerichtsbarkeit (§§ 46 II,
64 VI, 72 V ArbGG), in der allgemeinen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (§ 56 II VwGO), der Finanzgerichtsbarkeit
(§ 53 II FGO) und der Sozialgerichtsbarkeit (§ 63 II SGG)
Anwendung finden30). Angesichts ablehnender (1. Strafsenat
des BGH; BFH) oder zumindest einschränkender (BVerwG)
höchstrichterlicher Entscheidungen in diesen Bereichen ist
eine Klärung durch den Gesetzgeber wünschenswert. Sie kann
am besten auf dem in der Problemskizze erwogenen Wege
vollzogen werden, indem in § 181 Abs. 1 ZPO die Worte „zu
der Familie gehörigen“ gestrichen werden. Das dann verblei-
bende Merkmal des „erwachsenen Hausgenossen“ ist ausrei-
chend geklärt31): Es umfaßt alle dauernd mit dem Zustellungs-
adressaten zusammenwohnenden Personen, von denen erwar-
tet werden kann, daß sie das Schriftstück ordnungsgemäß wei-
tergeben. In Anwendung der vom 8. Zivilsenat entwickelten
Grundsätze hätte der Zusteller diese Beurteilung anhand ob-
jektiver, eindeutiger Kriterien vorzunehmen und ggf. auch
durch Befragung zu ermitteln32). Auch gleichgeschlechtliche
Lebensgemeinschaften, die der Senat nicht angesprochen hat,
wären bei Vorliegen der Voraussetzungen einbezogen, und
zwar zu Recht, weil das als maßgeblich angesehene Vertrau-
ensverhältnis auch dort realisiert ist. Die Neuregelung würde
in der vorgesehenen Form gerade wegen dieser Vertrauensbe-

24) Zust. noch LG Saarbrücken FamRZ 1991, 1184.
25) Krit. Baumbach/Lauterbach/Hartmann, ZPO, 53. Aufl. 1995,

§ 181 Rn. 12 f.;MünchKommZPO/v. Feldmann, § 181 Rn. 13.
26) Orfanides, ZZP 104 (1991), 71;H. Roth, JZ 1990, 768;Schrei-

ber, JR 1990, 508. Zust. fernerAK-ZPO/Göring, § 181 Rn. 6;Ger-
hardt, ZZP 98 (1985), 355 f.;Stein/Jonas/Roth, § 181 Rn. 13;Tho-
mas/Putzo, ZPO, 19. Aufl. 1995, § 181 Rn. 6;Zöller/Stöber, 19. Aufl.
1995, § 181 Rn. 10.

27) Orfanides, ZZP 104, 71, 78.
28) Für eine Änderung auchH. Roth, JZ 1990, 763;Wendisch,

NStZ 1987, 470 f.
29) So krit. auchSchreiber, JR 1990, 508 f.
30) Vgl. auchH. Roth, JZ 1990, 761.
31) S. etwaMünchKommZPO/v. Feldmann, § 181 Rn. 14 f.
32) Zust. auchOrfanides, ZZP 104, 71, 77;H. Roth, JZ 1990, 762.

16) S. etwaDavid, DGVZ 1988, 162 f.;Mayer/Rang, NJW 1988,
811 f.;Scheld, DGVZ 1983, 65 ff.;Wendisch, NStZ 1987, 470.

17) FamRZ 1983, 202.
18) NJW 1988, 1807 = FamRZ 1988, 853; vgl. auch FG Hamburg

NJW 1985, 512, für Zustellung an langjährige Lebensgefährtin des
Zustellungsempfängers.

19) S. etwa OLG München NJW-RR 1986, 862; OLG Stuttgart
MDR 1988, 518; AG Germersheim DGVZ 1987, 46.

20) NJW 1982, 2895.
21) NJW 1987, 1562.
22) BVerwG DVBl 1958, 208.
23) BGHZ 111, 1 = NJW 1990, 1666 = DGVZ 1990, 116.
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ziehung das rechtliche Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) des Zustel-
lungsadressaten nicht verletzen, im Gegenteil wohl in der Pra-
xis besser sichern als die sonst in Betracht kommende Ersatz-
zustellung durch Niederlegung33).

bb) § 181 Abs. 1 ZPO sieht in der 2. Alternative die Ersatz-
zustellung an eine in der Familie dienende erwachsene Person
vor. Es besteht Einigkeit darüber, daß damit Personen gemeint
sind, die in einem auf Dauer (längere Zeit) angelegten Dienst-
verhältnis zur Familie – nicht unbedingt zum Zustellungsemp-
fänger – stehen34). Wird in der 1. Alternative die Wendung
„zur Familie gehörigen“ gestrichen, so muß die 2. Alternative
dieser Änderung Rechnung tragen. Die Problemskizze des
BMJ hält darüber hinaus das Attribut „dienend“ für überholt –
was angesichts des erforderlichen „Dienst“verhältnisses nicht
unbedingt so gesehen werden muß – und schlägt die Formulie-
rung vor „… oder an eine im Haushalt beschäftigte erwachse-
ne Person …“. Damit wird der Bezug zum „Hausgenossen“
der 1. Alternative hergestellt, also zur Voraussetzung des Zu-
sammenwohnens, das als „Haushalt“ treffend gekennzeichnet
werden kann.

b) Wird eine der in § 181 Abs. 1 ZPO bezeichneten Perso-
nen nicht angetroffen, so kann die Zustellung gemäß Abs. 2 an
den in demselben Haus wohnenden Hauswirt oder Vermieter
erfolgen, wenn sie zur Annahme des Schriftstückes bereit sind.

aa) Die Rechtsprechung tendiert zu einer sehr großzügigen
Auslegung des Begriffes des Hauswirtes und versteht darunter
auch Personen mit Leitungsfunktionen in Krankenhäusern35)
und Altenheimen, Gemeinschaftsunterkünften wie namentlich
Kasernen36) oder Justizvollzugsanstalten37). Es bestehen aber
anscheinend38) in der Praxis Gepflogenheiten, die Zustellung
in solchen Fällen auch durch Übergabe an einfache Angehöri-
ge der jeweiligen Einheit durchzuführen. Eine solche „Zustel-
lung“ liegt sicher außerhalb des Anwendungsbereiches der
Vorschrift und gibt im Hinblick auf die ohnehin nicht sehr
überzeugende Auslegung des Begriffes des „Hauswirtes“
Anlaß zu der Überlegung, ob nicht eine eindeutige Neurege-
lung für solche Fälle zu schaffen ist. Ersichtlich besteht ein
Bedürfnis für eine Ersatzzustellung in Fällen, in denen der Zu-
stellungsempfänger – aus welchen Gründen auch immer – in
einer organisierten Gemeinschaftsunterkunft lebt. Die Pro-
blemskizze des BMJ schlägt deshalb zu Recht vor, diesen Be-
reich aus Gründen der Rechtssicherheit gesetzlich zu regeln.

bb) Andererseits bestehen Bedenken gegen die bisherige
Fassung, soweit die Ersatzzustellung an den Hauswirt im en-
geren Sinne – d. h. den Hauseigentümer oder seinen Vertre-
ter39) – oder an den Vermieter erfolgen soll. Zum einen scheint

die praktische Bedeutung dieser Zustellungsvariante nicht
allzu groß zu sein40). Zum anderen sind Bedenken im Hinblick
auf das allgemeine Persönlichkeitsrecht (Art. 2 GG) und das
Briefgeheimnis (Art. 10 Abs. 1 GG) geäußert worden, da es
den Hauswirt/Vermieter nichts angehe, woher der Mitbewoh-
ner/Mieter seine Post erhalte41). Diese Bedenken bestehen
freilich im Kern bei jeder Ersatzzustellung an eine andere Per-
son, haben aber etwa im Verhältnis Vermieter/Mieter wohl
doch eine besondere Qualität. Zudem sind mir aus der amtsge-
richtlichen Praxis durchaus Fälle bekannt, in denen es zu Un-
regelmäßigkeiten bei solcher Art der Ersatzzustellung dort ge-
kommen ist, wo die Mietparteien miteinander im Rechtsstreit
lagen. Deshalb sollte diese Art der Ersatzzustellung beseitigt
werden, wenn zugleich diejenige durch Niederlegung erleich-
tert wird (s. noch unten 2).

Der Abs. 2 des § 181 ZPO könnte demnach durch eine Re-
gelung für Gemeinschaftsunterkünfte der angeführten Art er-
setzt werden, etwa mit dem Inhalt: „Wohnt der Zustellungs-
empfänger in einer gemeinschaftlichen Unterkunft und wird er
dort nicht angetroffen, so kann die Zustellung an den dort be-
findlichen Leiter der Unterkunft oder einen Stellvertreter er-
folgen, wenn sie zur Annahme des Schriftstückes bereit sind.“
Eine Ersatzzustellung an Personen mit geringeren Befugnis-
sen (z. B. einfache Hausmeister oder sonstige Bedienstete, Fa-
milienangehörige des Leiters) sollte hingegen nicht vorgese-
hen werden.

In diesem Zusammenhang stellt sich im übrigen im Hin-
blick auf § 181 Abs. 1 ZPO die auch in der Problemskizze des
BMJ angesprochene Frage nach dem Wohnungsbegriff i. S.
dieser Vorschrift, vor allem in Fällen befristeter Abwesenheit
(Krankheitsaufenthalt, kurze Haft u. ä. m.). Es existieren zahl-
reiche Entscheidungen zu diesem Problem, die sich durch die
besondere Vielfalt der Einzelfälle auszeichnen42). Gerade das
spricht dafür, von einer notwendig sehr allgemeinen gesetzli-
chen Begriffsbestimmung abzusehen und die Einordnung wei-
terhin den Gerichten zu überlassen. Zutreffend wird hierzu in
der Problemskizze des BMJ darauf hingewiesen, daß es ande-
renfalls nur zu einer Verlagerung der Auslegungs- und An-
wendungsschwierigkeiten kommen dürfte.

2. Die Ersatzzustellung durch Niederlegung

Nach § 182 ZPO kann bekanntlich die Zustellung, wenn
sie nach §§ 180, 181 ZPO nicht möglich ist43), durch Nieder-
legung des Schriftstückes an bestimmter Stelle und schriftli-
che Benachrichtigung des Empfängers hierüber erfolgen. Die-
ser Ersatzzustellung durch Niederlegung kommt in der Praxis
erhebliche Bedeutung zu44); die gesellschaftliche Entwick-
lung trägt durch Auflockerung der Familienbindungen, Be-
rufstätigkeit beider Ehegatten oder Partner u. ä. m. zu einer
Verstärkung der Anwendungsfälle des § 182 ZPO bei. Ande-
rerseits liegt auf der Hand, daß diese Art der Zustellung beson-
ders fehleranfällig ist, weil in der praktisch häufigsten Varian-
te die schriftliche Benachrichtigung über die Niederlegung (in
aller Regel: bei der Post) niemandem ausgehändigt, sondern in
den Briefkasten oder Briefschlitz eingeworfen wird. Die (Er-
satz-) Zustellung ist damit freilich als solche ordnungsgemäß
erfolgt, sobald das Schriftstück selbst bei der Postanstalt nie-

40) Vgl. Hohmann (Fn. 3), S. 94.
41) S. BR-Drucksache 10/3054, S. 51 f.
42) S. dazu etwa die Nachw. beiMünchKommZPO/v. Feldmann,

§ 181 Rn. 2 ff. undStein/Jonas/Roth, § 181 Rn. 4 ff.
43) VGH Kassel NJW 1990, 1500, 1501;MünchKommZPO/

v. Feldmann, § 182 Rn. 1;Stein/Jonas/Roth, § 182 Rn. 1.
44) S. näherHohmann (Fn. 3), S. 103.

33) Vgl. auch BGHZ 111, 1, 6 f.;H. Roth, JZ 1990, 762.
34) RG JW 1937, 1663; BVerwG 1958, 208;MünchKommZPO/

v. Feldmann, § 181 Rn. 16 m. Beispielen und w. Nachw.;Stein/Jonas/
Roth, § 181 Rn. 14 m. w. Nachw.

35) RGZ 152, 360, 362; BayObLGZ 1966, 386, 390; OLG Stutt-
gart Justiz 1967, 316 und 1975, 102; zust. z. B.MünchKommZPO/
v. Feldmann, § 181 Rn. 19;Stein/Jonas/Roth, § 181 Rn. 18.

36) OLG Oldenburg NdsRpfl 1967, 124; LG Essen NJW 1961,
1586; LG Münster MDR 1978, 427;MünchKommZPO/v. Feldmann,
§ 181 Rn. 20.

37) RG SeuffA 52 Nr. 52; BayObLG VersR 1985, 741, 742; FG
Berlin EFG 1985, 320;MünchKommZPO/v. Feldmann, § 181 Rn. 18;
Stein/Jonas/Roth, § 181 Rn. 18.

38) S. dazuHohmann (Fn. 3), S. 96 f.; abl. z. B. OLG Colmar
OLGRspr 25, 143; RG JW 1938, 2681 und für Pförtner; OLG Olden-
burg (Fn. 35) für Gefreiten; OLG Stuttgart (Fn. 34) für Pfleger.

39) RG JW 1919, 678 m. Anm. v.Lemberg; RG JW 1938, 2681;
BVerwG NVwZ 1986, 842, 843; OLG Düsseldorf JurBüro 1993, 362;
MünchKommZPO/v. Feldmann, § 181 Rn. 17.
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dergelegt wird45); ein Mangel der eigentlichen Zustellung
kommt nur in Betracht, wenn der Zusteller die Benachrichti-
gung nicht ordnungsgemäß in den Empfängerbereich ge-
bracht, z. B. in den falschen Briefkasten eingeworfen, nur in
einen seitlichen Türspalt eingeschoben46) oder bei fehlender
Briefempfangsvorrichtung nicht ordnungsgemäß – z. B. am
Gartentor statt an der Wohnungstür47) – befestigt hat.

Die Gerichtspraxis zeigt aber – und das BMJ findet diese
Schwierigkeit durch eine Fülle von Eingaben bestätigt –, daß
von Zustellungsadressaten häufig vorgebracht wird, sie hät-
ten die Benachrichtigung nicht vorgefunden und deshalb von
der Zustellung (und ihren Rechtsfolgen) keine Kenntnis er-
langt; oft dient dieses Vorbringen zur Begründung eines Wie-
dereinsetzungsantrages wegen versäumter Fristen. Nun wird
man davon ausgehen müssen, daß in solchen Fällen die Be-
hauptung des Nichterhalts der Benachrichtigung nicht selten
nur vorgeschoben sein wird, um die Folgen einer schuldhaf-
ten Versäumung zu beseitigen. Auf der anderen Seite kann
nicht übersehen werden, daß eine bloße Benachrichtigungs-
karte relativ leicht verlorengehen kann, wenn sie etwa in
einen bloßen Briefschlitz ohne Auffangvorrichtung einge-
schoben wird; wohnen mehrere Parteien im Hause, so ist
diese Verlustgefahr besonders groß. In diesen Fällen, aber
auch bei Vorhandensein eines Briefkastens kann zudem die
Karte leicht zwischen Werbematerialien gelangen oder mit
ihnen verwechselt werden und deshalb unbeachtet wegge-
worfen werden. Im Hinblick auf das Gebot der Wahrung
rechtlichen Gehörs hat diese Art der Zustellung also durchaus
ihre Gefahren48), deren Ausgleich durch großzügige Handha-
bung der Wiedereinsetzung gelegentlich empfohlen wird49).
Vorzugswürdig wäre demgegenüber eine sicherere Gestal-
tung solcher Ersatzzustellung.

Ein anderer Kritikpunkt ist im Zusammenhang mit dieser
Zustellungsart die Tatsache, daß der Empfänger bei (auch nur
vorübergehender oder zufälliger) Abwesenheit während der
gewöhnlichen Zustellungszeiten – die natürlich vor allem
durch Arbeitstätigkeit bedingt sein kann – durch die Niederle-
gung Nachteile auch dann erleiden kann, wenn er die Benach-
richtigung vorfindet. Schon der Umstand, daß er normale
Postsendungen sogleich erhält, während er von dem meist
wichtigeren Inhalt zugestellter Schreiben zunächst keine
Kenntnis erlangt, bedeutet einen Informationsnachteil. Hinzu
kommen kann, daß der Empfänger aus nicht von ihm zu ver-
tretenden Gründen das Postamt, bei dem das Schriftstück hin-
terlegt ist, während der normalen Schalterstunden nicht aufsu-
chen kann, um die Sendung abzuholen. Das kann zu Fristver-
säumnissen, zumindest aber zu Nachteilen durch Fristverkür-
zungen führen, die sich etwa im Prozeß materiell auf die Ent-
scheidung auswirken können; jedenfalls ist das rechtliche
Gehör in solchen Fällen betroffen. Im Falle der Versäumung
einer der in § 233 ZPO bezeichneten Fristen können Wieder-
einsetzungsverfahren erforderlich werden, deren Aufwand
beide Parteien trifft und zudem zusätzliche Belastung für die
Gerichte mit sich bringt.

Die Problemskizze des BMJ sieht einen denkbaren Lö-
sungsansatz zur Vermeidung solcher Unzuträglichkeiten

darin, anstelle der Niederlegung und Benachrichtigung das
Einlegen des Schriftstückes in einen beim Empfänger vorhan-
denen Briefkasten und die Beurkundung dieses Vorgangs vor-
zusehen; nur wenn ein ordnungsgemäßer Briefkasten nicht
vorhanden sei oder erkennbar nicht benutzt werde, müsse es
bei der bisher vorgesehenen Form der Zustellung durch Nie-
derlegung verbleiben. Dieser begrüßenswerte Vorschlag kann
in der Tat die angeführten Unzuträglichkeiten zwar nicht völ-
lig ausschließen, aber doch erheblich einschränken, ohne daß
die Lösung mit nachhaltigen anderen Nachteilen verbunden
wäre. Das in jeder Hinsicht aufwendige und zudem fehleran-
fällige Benachrichtigungsverfahren würde auf Ausnahmefälle
beschränkt. Andererseits gelangte der Empfänger im Regelfall
in den Besitz des Schriftstückes und würde zudem in die Lage
versetzt, davon ohne Zeitverlust Kenntnis nehmen zu können.
Die Gefahr eines Verlustes wäre zwar nicht ausgeschlossen,
aber doch erheblich herabgesetzt, weil ein Brief – hier wäre
auch eine auffällige Gestaltung denkbar – deutlicher ins Auge
fällt als eine bloße Benachrichtigungskarte. Andererseits
ginge zwar ggf. das Schriftstück selbst verloren, doch wären
die Folgen dieses Verlustes kaum schwerwiegend, weil regel-
mäßig nur Ausfertigungen zugestellt werden. Insgesamt
würde damit die Zustellung sicherer und das rechtliche Gehör
verbessert. Wiedereinsetzungsverfahren würden seltener und
könnten auch einer strengeren Prüfung im Hinblick auf das
Verschulden an der Fristversäumnis unterworfen werden.
Zwar kann keine gesetzliche Regelung den böswilligen Emp-
fänger daran hindern, den Nichterhalt des Schriftstückes gel-
tend zu machen; hat aber der Zusteller über den Einwurf der
Sendung eine Postzustellungsurkunde erstellt, so müßten
schon besondere Gründe dargetan und glaubhaft gemacht wer-
den, aufgrund deren der Empfänger die Sendung nicht erhalten
habe.

3. Die Ersatzzustellung an Gewerbetreibende und juristische
Personen

Besonders unbefriedigend ist im geltenden Recht die förm-
liche Zustellung an Gewerbetreibende und juristische Perso-
nen geregelt. Unproblematisch ist selbstverständlich die Zu-
stellung an natürliche Personen, die in deren Wohnung – falls
bekannt – oder gemäß § 180 ZPO an jedem Ort erfolgen kann,
wo der Zustellungsempfänger angetroffen wird. Schwierigkei-
ten ergeben sich aber schon bei juristischen Personen (und Be-
hörden), wenn der gesetzliche Vertreter in seiner Wohnung –
sofern überhaupt bekannt – nicht angetroffen wird; entspre-
chendes gilt für die Handelsgesellschaften OHG oder KG50).
Eine Ersatzzustellung nach § 181 ZPO und namentlich durch
Niederlegung ist dann gemäß § 184 Abs. 2 ZPO nur zulässig,
wenn ein besonderes Geschäftslokal nicht vorhanden ist. Be-
steht hingegen ein solches Geschäftslokal, so hat die Zustel-
lung dort als Ersatzzustellung nach Maßgabe der §§ 183, 184
Abs. 1 ZPO zu erfolgen.

§ 183 Abs. 1 ZPO sieht nun allgemein für Gewerbetreiben-
de – das sollen auch Personengesellschaften oder Kapitalge-
sellschaften sein51) –, die ein besonderes Geschäftslokal
haben, die Zustellung an einen darin anwesenden Gewerbege-
hilfen vor, wenn der Gewerbetreibende dort nicht angetroffen
wird. Angesichts der letzteren Formulierung der Vorschrift
könnte man schon Bedenken haben, ob wirklich auch Gesell-

45) BGHZ 28, 30, 33; BVerwG NJW 1991, 1904; BFH
NJW 1988, 1999, 2000;MünchKommZPO/v. Feldmann, § 182 Rn. 2;
Stein/Jonas/Roth, § 182 Rn. 7.

46) BFH BB 1981, 230; VGH Kassel NJW 1990, 1500, 1501.
47) BVerfG NJW 1988, 817.
48) Vgl. BayObLG FamRZ 1990, 428, 429;Baumbach/Lauter-

bach/Hartmann, § 182 Rn. 1.
49) AK-ZPO/Göring, § 182 Rn. 1; vgl. auch BayObLG

FamRZ 1990, 428, 429 m. w. Nachw.

50) Zur Anwendbarkeit des § 184 ZPO auf die Personenhandelsge-
sellschaften s. KG OLGRspr 17, 137; BayObLG Betrieb 1988, 1210;
MünchKommZPO/v. Feldmann, § 184 Rn. 1.

51) OLG Celle MDR 1957, 234 (zugleich für die Gesellschafter
der OHG);Baumbach/Lauterbach/Hartmann, § 183 Rn. 3;Münch-
KommZPO/v. Feldmann, § 183 Rn. 1;Stein/Jonas/Roth, § 183 Rn. 7
(für Kapitalgesellschaften).
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schaften und nicht nur natürliche Einzelpersonen von § 183
Abs. 1 ZPO erfaßt sein sollen. Die Vorschrift ist aber im Zu-
sammenhang mit § 171 Abs. 1 ZPO zu sehen, der bei nicht
prozeßfähigen Parteien die Zustellung an die gesetzlichen
Vertreter vorsieht, so daß es für das Nichtantreffen auf diese
Personen ankommen muß. Können aber demnach Personen-
und Handelsgesellschaften unter § 183 Abs. 1 ZPO und § 184
ZPO fallen, so liegt der Schluß nahe, für solche Personenge-
samtheiten aus § 184 Abs. 1 ZPO den Willen des Gesetzge-
bers zu entnehmen, daß Ersatzzustellungen an sie in restrikti-
ver Interpretation des § 183 Abs. 1 ZPO nur dann zulässig
sind, wenn die Vertreter „während der gewöhnlichen Ge-
schäftsstunden“ nicht angetroffen werden52). Des weiteren
kann § 183 ZPO – im Gegensatz zu § 184 ZPO – nicht eingrei-
fen, wenn der Gewerbetreibende zwar angetroffen wird, aber
an der Annahme verhindert ist53).

Danach kann nun zwar bei gewerbetreibenden natürlichen
Personen gemäß § 183 Abs. 1 ZPO die Zustellung an einen im
Geschäftslokal anwesenden Gewerbegehilfen erfolgen, über
§ 182 ZPO ferner – wenn sich die Zustellung in Wohnung und
Haus nach § 181 ZPO als unmöglich erweist – auch durch Nie-
derlegung. Bei juristischen Personen und – in der angeführten
erweiterten Auslegung der Vorschrift – Personengesellschaf-
ten mit Geschäftslokal ist hingegen eine Ersatzzustellung nach
§ 184 Abs. 2 ZPO ausgeschlossen. Wohl ermöglicht § 184
Abs. 1 ZPO in diesen Fällen die Ersatzzustellung an einen an-
deren im Geschäftslokal anwesenden Bediensteten, aber eben
nur dann, wenn der gesetzliche Vertreter „während der ge-
wöhnlichen Geschäftsstunden“ nicht angetroffen oder an der
Annahme gehindert ist. Ist aber das Geschäftslokal während
dieser Geschäftsstunden = gewöhnlichen Zustellzeiten stets
verschlossen – was gar nicht so selten vorkommt und bewußt
so organisiert sein kann, um Zustellungen zu verhindern –, so
ist eine Ersatzzustellung (nach §§ 181, 182 ZPO) an sich über-
haupt nicht möglich. Diese Regelung wird zu Recht als ver-
fehlt angesehen54). Die Rechtsprechung behilft sich damit, daß
der Zusteller, der das Geschäftslokal immer wieder verschlos-
sen vorfindet, davon ausgehen könne, daß ein solches nicht
vorhanden sei, so daß bei einem erfolglosen Versuch in der
Wohnung nach §§ 181, 182 ZPO vorgegangen werden, insbe-

sondere also doch eine Ersatzzustellung durch Niederlegung
erfolgen könne55).

Abgesehen davon, daß diese Interpretation mit dem Wort-
laut der gesetzlichen Regelung kaum vereinbar ist, erscheint
diese aber auch insgesamt unbefriedigend. Die zustellungs-
rechtlich unterschiedliche Behandlung natürlicher Personen,
Gewerbetreibender und juristischer Personen leuchtet nicht
ein, wie auch die Problemskizze des BMJ zu Recht ausführt:
Wer unter der Anschrift eines von ihm unterhaltenen Ge-
schäftslokales am Geschäftsleben teilnimmt, sollte sämtlichen
Regeln des Zustellungsrechts einschließlich der „normalen“
Ersatzzustellungsbestimmungen unterliegen. Entschließt man
sich mit guten Gründen für die vorgeschlagene Zustellung
durch Einlegung in einen vorhandenen Briefkasten bei Abwe-
senheit empfangsbereiter Personen, so sollte das in gleicher
Weise für Gewerbetreibende und juristische Personen am Ge-
schäftslokal gelten.

Da sich die Ermittlung des gesetzlichen Vertreters für den
Zusteller als schwierig erweisen kann, sollte im übrigen die Be-
stimmung des § 184 Abs. 1 ZPO um den vom BMJ vorgeschla-
genen Zusatz erweitert werden, daß eine Zustellung an im Ge-
schäftslokal anwesende Bedienstete auch dann erfolgen kann,
wenn der gesetzliche Vertreter nicht sofort zu ermitteln ist.

III. Ausblick

Insgesamt hat sich ergeben, daß die meisten der früheren
Überlegungen zur Reform des Zustellungsrechts weiterhin ak-
tuell erscheinen und aufgegriffen werden sollten. Der Gesetz-
geber muß sich im übrigen alsbald Gedanken darüber machen,
wie sich die Zustellung künftig gestaltet, wenn der Beför-
derungsvorbehalt des § 2 PostG entfällt bzw. Ausnahmege-
nehmigungen nach § 2 IV PostG erteilt werden. Wenn nicht
die Zustellungsfunktion des Gerichtsvollziehers selbst (vgl.
§ 154 GVG) in dramatischer Weise reaktiviert werden soll –
was erheblichen Bedarf an zusätzlichem Personal begründen
würde –, muß eine gesicherte Form der Zustellung durch pri-
vate Kurierdienste geschaffen werden56).

52) MünchKommZPO/v. Feldmann, § 184 Rn. 2.
53) RGZ 17, 403, 406;Stein/Jonas/Roth, § 183 Rn. 2.
54) Stein/Jonas/Roth, § 184 Rn. 10;Stellwaag, DGVZ 1989, 37, 39.

55) OLG Köln MDR 1990, 1021 m. zust. Anm. v.E. Schneider;
OLG Koblenz RIW 1988, 739; OLG Karlsruhe MDR 1994, 616; LG
Berlin MDR 1978, 410;AK-ZPO/Göring, § 184 Rn. 4; Münch-
KommZPO/v. Feldmann, § 184 Rn. 4; Stein/Jonas/Roth, § 184
Rn. 10 f.;Stellwaag, DGVZ 1989, 37, 39;Thomas/Putzo, § 184 Rn. 5;
Winterstein, DGVZ 1991, 17, 21;Zöller/Stöber, § 184 Rn. 5.

56) Vgl. Schwarz, NJW 1994, 891, 893.

R E C H T S P R E C H U N G

§§ 269, 270, 284, 286, 362 BGB

Eine Zahlung ist rechtzeitig erfolgt, wenn vor Fristablauf
ein Überweisungsauftrag erteilt wird und das hierfür
maßgebliche Konto ein ausreichendes Guthaben aufweist.

LG Frankfurt/Main, Urteil v. 22. 9. 1993
– 2/1 S 78/93 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

a) Das Amtsgericht bejaht unzutreffend einen Schadener-
satzanspruch des Klägers aus §§ 284, 286 BGB wegen Schuld-
nerverzuges, da am 31. 12. 1990, dem Zeitpunkt der Schadens-
entstehung, zu welchem der Bevollmächtigte des Klägers den
Gebührentatbestand durch Fertigung des Mahnschreibens

setzte, die Voraussetzungen eines Verzugsschadenersatzan-
spruches nicht vorlagen. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob
und zu welchem Zeitpunkt die Beklagte vor dem 31. 12. 1990
in Verzug gekommen ist, weil ein Verzug der Beklagten jeden-
falls am 21. 12. 1990 bereits beendet gewesen wäre. Denn auf
Grund der glaubhaften Angaben der Streitverkündeten und
Schriftsatz vom 17. 9. 1992 ist bewiesen, daß die Beklagte an
diesem Tage Überweisungsauftrag erteilt hat und daß auf
ihrem Konto ausreichende Deckung vorhanden war.

Der Schuldnerverzug endet, wenn eine seiner Vorausset-
zungen wegfällt, namentlich, wenn die geschuldete Leistung
nachträglich erbracht wird (Palandt/Heinrichs, § 284,
Rdn. 28). Regelmäßig fallen Bewirkung der geschuldeten Lei-
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stung und Erfüllung (§ 362 BGB) zusammen. Das Amtsgericht
ist insoweit rechtlich zutreffend davon ausgegangen, daß die
Erfüllung einer Geldschuld im bargeldlosen Zahlungsverkehr
i. S. d. § 362 BGB erst mit der Gutschrift des Betrages auf dem
Konto des Gläubigers eintritt (BGHZ 6, 121, 122 (m. w. N.)),
vorliegend also, wie auf Grund des von dem Kläger vorgeleg-
ten Kontoauszuges bewiesen ist, erst am 7. 1. 1991.

Der Berufung ist aber darin zu folgen, daß es hinsichtlich
der Rechtzeitigkeit der Zahlung durch Überweisung nicht auf
den Erfüllungszeitpunkt, sondern auf denjenigen der Erteilung
des Überweisungsauftrages ankommt (OLG Düsseldorf,
DB 84, 2686), sofern der Schuldner ein zur Durchführung der
Überweisung hinreichendes Guthaben unterhält. Im bargeld-
losen Überweisungsverkehr ist die geschuldete Leistung näm-
lich grundsätzlich bereits zu dem Zeitpunkt erbracht, zu wel-
chem der Schuldner alle Handlungen vorgenommen hat, wel-
che seinerseits an seinem Wohnsitz zur Befriedigung des
Gläubigers erforderlich sind (BGH NJW 64, 499; BGHZ 44,
178, 179 (m. w. N.)).

Denn in Ermangelung abweichender Parteiabreden handelt
es sich trotz der Regelung des § 270, Abs. 1 BGB, wonach der
Schuldner Geld im Zweifel auf seine Gefahr und Kosten an
den Wohnsitz des Gläubigers zu übermitteln hat, bei Geld-
schulden um Schickschulden, wie sich aus § 270, Abs. 4
i. V. m. § 269, Abs. 1 BGB ergibt (BGH NJW 69, 875). Die
Regelung des § 270, Abs. 1 BGB regelt vom Normalfall der
Schickschuld abweichend nur dieGefahrtragung für den Fall,
daß der Schuldner im Falle unverschuldeten Untergangs der
Geldleistung auf dem Übermittlungswege nicht von seiner
Leistungspflicht frei wird, weicht aber für Fälle wie den vor-
liegenden, in welchen die Geldleistung schließlich den Gläu-
biger erreicht hat, nicht von den für gewöhnliche Schickschul-
den geltenden Regelungen ab. Bei Schickschulden, bei wel-
chen Leistungs- und Erfüllungsort auseinanderfallen, kommt
es aber für die Rechtzeitigkeit der Leistung nicht erst auf den
Zeitpunkt der Erfüllung, sondern auf denjenigen der Vornah-
me der geschuldeten Leistungshandlung an (Palandt/Hein-
richs, § 284, Rdn. 26 (m. w. N.)).

Die in zweiter Instanz erhobene Behauptung des Klägers,
zwischen den Parteien sei unter Zugrundelegung der klägeri-
schen AGB abweichend von den §§ 270, Abs. 4, 269, Abs. 1
BGB Hamburg als Leistungsort für Leistung und Gegenlei-
stung vereinbart worden, ist mangels Zitierung bzw. Vorlage
der in Bezug genommenen Klausel und insbesondere mangels
Vortrags hinsichtlich der Einbeziehung gem. § 2 AGBG, wel-
che grundsätzlich auch im kaufmännischen Verkehr Wirksam-
keitsvoraussetzung allgemeiner Geschäftsbedingungen ist,
unsubstantiiert und daher unbeachtlich, so daß es bei der ge-
setzlichen Regelung verbleibt.

Im Gegensatz zu der Auffassung des Amtsgerichtes ändert
hieran auch nichts, daß der Bevollmächtigte des Klägers in
dem Mahnschreiben vom 20. 12. 1990 Frist für denEingang
der Zahlung bis zum 27. 12. 1990 gesetzt hat. Denn der Gläu-
biger kann zwar durch einseitige Fristsetzung die Rechtsstel-
lung des Schuldners gegenüber der gesetzlichen Regelung ver-
bessern, indem er durch die Fristsetzung den Zeitpunkt des
Eintritts der Verzugsfolgen verschiebt (Ziegeltrum, JuS 86,
707, 709), kann aber nicht, wie die Berufung zutreffend rügt,
zum Nachteil des Schuldners die gesetzlichen Voraussetzun-
gen der Verzugsbeendigung einseitig abändern. Dem Amtsge-
richt ist zwar zuzugeben, daß die Beklagte zur Verkürzung der
Überweisungszeit eine sogenannte „Blitzüberweisung“ hätte
in Auftrag geben können, doch hatte sie mangels besonderer
Parteiabrede keine Veranlassung, sich dieser gebührenbelaste-
ten Auftragsform allein auf Grund der einseitigen Erwartun-
gen des Klägers hinsichtlich des Zahlungseingangs zu bedie-

nen, zumal der Schuldner auf eine zügige Bearbeitung seitens
seines Geldinstitutes vertrauen darf.

b) Auch ein Schadenersatzanspruch des Klägers, etwa aus
pVV, wegen unterlassener Anzeige der Beklagten über die Er-
teilung des Überweisungsauftrages, kommt nicht in Betracht.
Dabei kann dahinstehen, ob die Beklagte, wie sie behauptet,
am 21. 12. 1990 tatsächlich eine derartige Anzeige fernmünd-
lich versucht hat. Obgleich die Beklagte zumindest seit Zu-
gang des Mahnschreibens vom 20. 12. 1990 wußte, daß der
Kläger zum 27. 12. 1990 mit dem Zahlungseingang rechnete
und daß er sich nach Fristablauf weitere Maßnahmen vorbe-
hielt, traf sie nämlich eine derartige Nebenpflicht zur Anzeige
nicht, da der Kläger in seiner Erwartung des Zahlungseingangs
bis zum 27. 12. 1990 nicht schutzwürdig war.

Denn der Kläger durfte angesichts der auf den 20. 12. 1990
folgenden Wochenend- und Feiertagsperiode nicht darauf ver-
trauen, daß Zahlungseingang noch innerhalb der von ihm gesetz-
ten Frist erfolgen könne. Dies gilt auch in Ansehung der Tatsa-
che, daß er nach Ablauf der gesetzten Frist noch bis zum 31. 12.
1990 mit dem kostenauslösenden zweiten Mahnschreiben zuge-
wartet hat, da zwischen den Weihnachtsfeiertagen und dem
31. 12. lediglich zwei Werktage lagen und gerade im Zeitraum
kurz vor Jahresende mit einer etwas verzögerlichen Sachbear-
beitung seitens der Geldinstitute in Folge Urlaubsabwesenheit
von Teilen der Belegschaften gerechnet werden muß. Ob der
Kläger indes mit Zahlungseingang erst am 7. 1. 1991, dem tat-
sächlichen Zeitpunkt der Gutschrift, rechnen mußte, ist vorlie-
gend ohne Belang, da das kostenauslösende Mahnschreiben
schon am 31. 12. 1990 erstellt wurde und insoweit keine Kausa-
lität zu einer Anzeigepflichtverletzung der Beklagten bestünde.

§§ 994, 1000 BGB; § 3 GVKostG; § 118 Abs. 2 GVGA

Ist eine gepfändete und sichergestellte Sache aufgrund der
Intervention eines Dritten (Eigentümer) an diesen heraus-
zugeben, so kann der Gerichtsvollzieher die Herausgabe
der Sache von der Zahlung der noch offenstehenden Ver-
wahrkosten abhängig machen. Für die Verwahrkosten
haftet jedoch nur die verwahrte Sache, nicht auch der
Dritte persönlich.

LG Stuttgart, Beschl. v. 6. 7. 1995
– 10 T 330/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Beschwerdeführerin ist Eigentümerin eines Pkw …
mit dem amtlichen Kennzeichen … .

Aufgrund einer titulierten Forderung des Gläubigers wurde
der Pkw, in der Annahme, das Fahrzeug stehe im Eigentum
des Schuldners, gepfändet.

Nachdem sich die wahren Eigentumsverhältnisse heraus-
gestellt hatten, gab der Gläubiger die Pfandsache frei und die
Vollstreckungsmaßnahmen wurden aufgehoben.

Die Beschwerdeführerin machte daraufhin ihren Heraus-
gabeanspruch beim Beschwerdegegner (Gerichtsvollzieher)
geltend, der Schuldner stimmte der Herausgabe an die Be-
schwerdeführerin zu.

Der Beschwerdegegner machte jedoch die Herausgabe des
streitgegenständlichen Pkw von der Begleichung der inzwi-
schen aufgelaufenen Standkosten in Höhe von ca. DM 2400,–
abhängig.

Daraufhin legte die Beschwerdeführerin beim Vollstrek-
kungsgericht Erinnerung gemäß § 766 ZPO ein.
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Die Erinnerung wurde vom Amtsgericht durch Beschluß
vom 19. 05. 1995 zurückgewiesen.

Gegen diesen Beschluß legte die Beschwerdeführerin so-
fortige Beschwerde ein.

Die sofortige Beschwerde hat in der Sache keinen Erfolg;
das Amtsgericht hat die Erinnerung zu Recht zurückgewiesen.

Dem Beschwerdegegner steht hinsichtlich des streitgegen-
ständlichen Fahrzeugs ein Zurückbehaltungsrecht aus § 1000
BGB zu.

Er kann die Herausgabe des Pkw an die Beschwerdeführe-
rin verweigern bis sein Anspruch aus § 994 Abs. 1 BGB be-
friedigt wird.

Entgegen der Auffassung der Beschwerdeführerin steht
dem Beschwerdegegner ein solcher Anspruch zu, da es sich
bei den angefallenen Unterbringungskosten um notwendige
Verwendungen auf das Fahrzeug im Sinne des § 994 Abs. 1
BGB handelt.

Die Pfändung des Pkw durch den Beschwerdegegner war
rechtmäßig.

Der Gerichtsvollzieher prüft bei einer Pfändung grundsätz-
lich nur dieGewahrsams-, nicht jedoch die Eigentumsverhält-
nisse (Grundsatz der formalisierten Zwangsvollstreckung).

Im vorliegenden Fall befand sich der Pkw im Gewahrsam
des Gläubigers, als der Beschwerdegegner das Fahrzeug pfän-
dete. Gemäß § 118 Abs. 2 GVGA ist die Pfändung einer
Sache, deren Pfändung der Gläubiger beantragt hatte, bei Ge-
wahrsam des Gläubigers zulässig.

Erfolgte die Pfändung jedoch zu Recht, dann stellen die
Unterstellungskosten eine notwendige Verwendung auf das
Fahrzeug dar.

Dies ergibt sich auch aus § 140 Abs. 2 GVGA, wonach der
Gerichtsvollzieher für die Aufbewahrung von Sachen in einer
Pfandkammer einen angemessenen Betrag als Auslage anset-
zen kann.

Ausnahmsweise sind die Transport- und Lagerkosten nur
dann nicht zu erstatten, wenn sie unangemessen hoch sind.

Dies ist im vorliegenden Fall jedoch weder von der Be-
schwerdeführerin vorgetragen worden noch sonst ersichtlich.

Daraus folgt, daß dem Beschwerdegegner ein Anspruch
aus § 994 Abs. 1 BGB auf Ersatz der Unterbringungskosten
zusteht und er daher nach § 1000 BGB ein Zurückbehaltungs-
recht hinsichtlich des Fahrzeugs geltend machen kann bis die-
ser Anspruch befriedigt wird.

Dieses Zurückbehaltungsrecht kann er jedoch nicht nur
gegen die in § 3 GVKostG aufgeführten Personen geltend ma-
chen, sondern es steht ihm auch gegenüber einem Dritten, z. B.
dem Eigentümer des gepfändeten Gegenstandes, zu (vgl. Schrö-
der-Kay, Das Kostenwesen des Gerichtsvollziehers, Kommen-
tar, 1994, § 3 GVKostG Rdn. 46; AG Hannover, DGVZ 1971,
14 f., 15; AG Hildesheim, DGVZ 1974, 59 f., 60).

Entgegen der Auffassung der Beschwerdeführerin schließt
§ 3 GVKostG nur einepersönliche Haftung des Dritten nach
§ 1 Abs. 1 Nr. 7 JBeitrO,nicht jedoch das hier vom Beschwer-
degegner geltend gemachte Zurückbehaltungsrecht, aus (vgl.
Schröder-Kay, aaO, § 3 GVKostG Rdn. 46).

Aus all dem ergibt sich, daß es rechtmäßig ist, wenn der
Beschwerdegegner die Herausgabe des streitgegenständlichen
Pkw von der Zahlung der angefallenen Transport- und Unter-
stellungskosten abhängig macht.

Die Beschwerde ist daher als unbegründet zurückzuweisen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Zum Zurückbehaltungsrecht nach Pfandfreigabe gegen-
über Dritten siehe auch Alisch, DGVZ 1979, S. 5 ff. Das OLG
Frankfurt hat in seiner Entscheidung vom 6. 10. 1981
(DGVZ 1982, S. 57, 59) die Frage, ob wegen der Lagerkosten
auch gegenüber Dritten ein Zurückbehaltungsrecht geltend
gemacht werden kann, ausdrücklich offengelassen. Grund-
sätzlich ist zu empfehlen, kostenaufwendige Sicherstellungen
von der Zahlung eines Vorschusses abhängig zu machen, der
auch Verzögerungen einkalkuliert und erforderlichenfalls
Vorschußzahlungen nachzufordern.

§§ 779, 367 BGB; 788 ZPO; § 109 GVGA

1. Kosten eines im Vollstreckungsverfahren abgeschlosse-
nen Teilzahlungsvergleichs, sofern hierfür eine Vergleichs-
gebühr anfällt, sind keine notwendigen Kosten der Zwangs-
vollstreckung und nicht aufgrund § 788 ZPO beizutreiben.

2. Auch (vermeintliche) Vollstreckungskosten, auf die der
Gläubiger geleistete Teilzahlungen gem. § 367 BGB ver-
rechnet hat, sind im Rahmen der Zwangsvollstreckung auf
ihre Entstehung und Notwendigkeit zu überprüfen.

LG Münster, Beschl. v. 15. 12. 1994
– 5 T 748/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Ob die Kosten eines im Zwangsvollstreckungsverfahren
abgeschlossenen Teilzahlungsvergleichs als notwendige Ko-
sten der Zwangsvollstreckung nach § 788 ZPO anzuerkennen
sind, ist in der Rechtsprechung umstritten. Die Kammer hat
dies in einer Entscheidung vom 3. 2. 1977 (5 T 886/76) schon
aus dem Grunde verneint, weil in den §§ 57, 58 BRAGO, die
die einem Anwalt im Zwangsvollstreckungsverfahren zuste-
henden Gebühren regelten, eine Gebühr für eine außergericht-
liche Ratenzahlungsvereinbarung nicht erwähnt ist. Selbst
wenn man jedoch die Entstehung einer Vergleichsgebühr nach
§ 23 BRAGO im Zuge der Zwangsvollstreckung für möglich
erachten würde, so sei ein solcher Vergleich aber nicht not-
wendig zur Zwangsvollstreckung des titulierten Anspruches.

Die Kammer verbleibt auch heute noch bei dieser Recht-
sprechung, da die Regelung in § 788 ZPO ihrem Wortsinn
nach nur solche Kosten betrifft, die unmittelbar zur Einleitung
oder Durchführung von Vollstreckungsmaßnahmen entstan-
den sind. Ein Ratenzahlungsvergleich aber dient weder der
Vorbereitung noch der Durchführung der Zwangsvollstrek-
kung, sondern gerade der Vermeidung weiterer Vollstrek-
kungsmaßnahmen. Die Erwägung, daß anderenfalls der Gläu-
biger zur Geltendmachung jener Kosten in einem gesonderten
Verfahren gezwungen werde, vermag für sich allein die aus-
dehnende Anwendung des § 788 ZPO nicht zu rechtfertigen.
Kosten, die außerhalb der gesetzlich geregelten Zwangsvoll-
streckung durch den Abschluß eines außergerichtlichen Ver-
gleichs verursacht werden, sollen nach dem erkennbaren Wil-
len des Gesetzgebers nicht in das Vollstreckungsverfahren
hineingezogen werden (vgl. auch LG Aachen, DGVZ 1985,
114, AG Siegen, DGVZ 1991, 27).

Die vom OLG Köln (Büro 79, 642) aufgeworfene Frage,
ob im Falle einer Ratenzahlungsvereinbarung überhaupt ein
Vergleich im Sinne des § 779 BGB vorliege, weil es z. B. an
einem Nachgeben des Schuldners fehle, oder auf die von
einem Teil der Rechtsprechung aufgeworfene Frage, ob eine
Vergleichsgebühr nur dann nach § 788 ZPO beitreibbar sei,
wenn sie vom Schuldner in dem abgeschlossenen Vergleich
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ausdrücklich übernommen worden ist (vgl. OLG Düsseldorf,
RPfleger 94, 264) kommt es daher nicht an, da die Kammer
bereits aus grundsätzlichen Erwägungen heraus (s. oben) die
Kosten eines Ratenzahlungsvergleichs in der Zwangsvoll-
streckung nicht als notwendige Kosten der Zwangsvollstrek-
kung im Sinne von § 788 ZPO anerkennen kann.

Auch das weitere Vorbringen der Gläubigerin, sie habe
schon bei der ersten vom Schuldner am 13. 8. 1993 aufgrund
des Vergleichs geleisteten Zahlung von 250,– DM die Kosten
in Höhe von 116,95 DM verrechnet, so daß der jetzt erteilte
Zwangsvollstreckungsauftrag letztlich nur noch eine Restfor-
derung auf den Hauptanspruch sei, vermag der Beschwerde
ebenfalls nicht zum Erfolg zu verhelfen. § 367 BGB ist schon
mangels Zugehörigkeit dieses Gebührenanspruchs zum titu-
lierten Hauptanspruch nicht anwendbar. Wollte das Vollstrek-
kungsgericht eine Verrechnung der Zahlungen nach § 366
BGB auf den vom Schuldner verneinten und der Gläubigerin
nicht in einem Titel zugesprochenen Gebührenanspruch aner-
kennen, so würde es damit einen Mißbrauch des Titels zur Bei-
treibung einer nicht titulierten Forderung zulassen.

Nach alledem haben der Gerichtsvollzieher und auch das
Amtsgericht im angefochtenen Beschluß im Ergebnis zutref-
fend entschieden.

§§ 753, 775, 767 ZPO; § 130 GVGA

Verrechnet der Gläubiger Zahlungen des Schuldners auf
nicht titulierte Forderungen und vollstreckt sodann wegen
der hierdurch verbliebenen restlichen Hauptforderung, so
kann sich der Schuldner hiergegen nur im Wege der Voll-
streckungsgegenklage zur Wehr setzen.

LG Rottweil, Beschl. v. 17. 5. 1995
– 3 T 59/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I. Auf Antrag der Gläubigerin wurde Termin zur Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung durch den Schuldner be-
stimmt. Gegen den zum Termin nicht erschienenen Schuldner
wurde auf Antrag der Gläubigerin Haftbefehl erlassen.

Dem Antrag lag ein Vollstreckungstitel über 540.000,–
DM zugrunde. Der Termin zur Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung wurde lediglich wegen einer restlichen Haupt-
forderung in Höhe von 75.119,37 DM beantragt.

Nachdem der mit der Verhaftung beauftragte Gerichtsvoll-
zieher von der Gläubigerin eine erbetene Restforderungsauf-
stellung erhalten hatte, weigerte er sich, den Auftrag auszufüh-
ren. Er ist der Ansicht, daß die von der Gläubigerin vorgenom-
mene Verrechnung einer Zahlung in Höhe von 530.000,– DM
nicht zulässig sei, sondern eine Verrechnung ausschließlich
auf die titulierte Forderung einschließlich Zinsen und Kosten
erfolgen könne. Auf die Erinnerung der Gläubigerin wies das
Amtsgericht mit Beschluß vom 6. 4. 1995 den Gerichtsvoll-
zieher an, den Schuldner zur Abgabe der eidesstattlichen Ver-
sicherung gemäß § 807 ZPO alsbald, spätestens jedoch bis
25. 4. 1995 vorzuführen.

Hiergegen legte der Schuldner mit Schriftsatz vom 20. 4.
1995 sofortige Beschwerde ein. Er bestreitet die von der Gläu-
bigerin vorgetragene Verrechnungsvereinbarung.

II. Die gegen den Beschluß des Amtsgerichts eingelegte
sofortige Beschwerde, § 793 Abs. 1 ZPO, ist zulässig, jedoch
unbegründet.

Das Amtsgericht hat den Gerichtsvollzieher zu Recht ange-
wiesen, den Schuldner zur Abgabe der eidesstattlichen Versi-
cherung gemäß § 807 ZPO alsbald vorzuführen. Soweit im

Beschluß der 25. 4. 1995 als spätester Termin genannt ist, hat
dies lediglich Bedeutung dahingehend, daß die Dringlichkeit
konkret benannt wurde.

Die Voraussetzungen zur zwangsweisen Vorführung lie-
gen vor. Dem Antrag des Gläubigers lag ein vollstreckbarer
Titel, der dem Schuldner zugestellt wurde, zugrunde. Des wei-
teren lag der Nachweis, daß die Vollstreckung beim Schuldner
bisher erfolglos verlaufen war, vor. Schließlich erging Haftbe-
fehl gegen den Schuldner, nachdem er in dem zur Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung bestimmten Termin trotz ord-
nungsgemäßer Ladung nicht erschienen war.

Da die Gläubigerin mit ihrem Antrag den Umfang der
Zwangsvollstreckung bestimmt (vgl. Stöber in Zöller, ZPO,
19. Aufl., vor § 704 Rdn. 19) kann der Auftrag auch nur
wegen eines Teils der vollstreckbaren Forderung erteilt wer-
den. Dabei kann auch ein Restbetrag geltend gemacht werden.
Hierbei hat der Gerichtsvollzieher nicht zu prüfen, ob die Zah-
lungen des Schuldners vollständig und richtig verrechnet sind.
Nach verbreiteter, allerdings auch umstrittener Meinung, kann
daher auch eine Gesamtabrechnung vom Gläubiger nicht ver-
langt werden (Stöber in Zöller, ZPO, 19. Aufl., § 753 Rdn. 7
m. w. N. zum Streitstand).

Selbst wenn die Gläubigerin wie hier eine nachprüfbare
Aufstellung vorlegt, die die Restforderung belegt, ist es dem
Gerichtsvollzieher verwehrt, die vorgenommene Verrechnung
von Leistungen anders als vom Gläubiger getroffen, abzuän-
dern. Dies gebieten die Grundsätze des Vollstreckungsrechts,
nach denen für den Gerichtsvollzieher Grundlage der Zwangs-
vollstreckung der Titel ist, der Gläubiger mit seinem Antrag
den Umfang der Zwangsvollstreckung bestimmt und das Voll-
streckungsorgan den Anspruch nicht festzustellen und zu prü-
fen hat. Das Nichtbestehen bzw. der Untergang des Anspruchs
ist dagegen mit einem Angriff gegen den Titel selbst geltend
zu machen (§ 767 ZPO).

Dies gilt auch für die Verrechnung auf die Kosten der
Zwangsvollstreckung. Diese werden nicht zugleich mit der ti-
tulierten Hauptforderung beigetrieben. Ob die Gläubigerin –
beispielsweise wegen zu verneinender Notwendigkeit – zu
Unrecht Zahlungen auf Vollstreckungskosten verrechnet hat,
muß der Schuldner gegebenenfalls selbst gemäß § 767 ZPO
durch das Prozeßgericht klären lassen (vgl. LG Stade, JurBü-
ro 1991, Seite 721).

Anmerkung der Schriftleitung:

Gleichlautend haben entschieden: LG Trier, DGVZ 1978,
S. 28; OLG Hamm, DGVZ 1980, S. 153; AG Limburg,
DGVZ 1981, S. 93; LG Kiel, DGVZ 1983, S. 24; LG Karlsru-
he, DGVZ 1983, S. 188 und LG Frankfurt/Main, DGVZ 1989,
S. 42. Siehe auch Münzberg, DGVZ 1971, S. 167 ff. sowie
Seip, DGVZ 1972, S. 7 ff.

§§ 885, 756, 788 ZPO; §§ 180, 84, 109 GVGA; § 24
GVKostG

1. Die Räumungsgebühr entsteht auch dann, wenn der Ge-
richtsvollzieher die Wohnung geräumt vorfindet und diese
nur noch an den Gläubiger übergibt. Sie gehört mit den
durch die Vorbereitung entstandenen weiteren Kosten zu
den notwendigen Kosten der Zwangsvollstreckung.

2. Ist die Räumung Zug um Zug gegen Zahlung eines Geld-
betrages zu vollstrecken, so kann das Angebot der Gegen-
leistung noch nach Bestimmung und Vorbereitung des
Räumungstermins erfolgen.

LG Hannover, Beschl. v. 19. 3. 1995
– 11 T 279/94 –
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A u s  d e n  G r ü n d e n :

Zu Recht hat das Amtsgericht die nach § 766  Abs. 2 ZPO
zulässige Erinnerung der Schuldner gegen die vom Gerichts-
vollzieher in Ansatz gebrachten Kosten zurückgewiesen. Die
Räumungsgebühr von 40,00 DM gem. § 24 GVKostG ist trotz
freiwilliger Herausgabe der Wohnung durch den Verfahrens-
bevollmächtigten der Schuldner an den Gerichtsvollzieher im
Rahmen des Räumungstermins entstanden. Denn die Gebühr
gilt auch die Übergabe an den Gläubiger ab (vgl. Hartmann,
Kostengesetz, 23. Aufl.; 1 zu § 24 GVKostG).

Sie gehört zu den notwendigen Kosten der Zwangsvoll-
streckung, die gemäß § 788 ZPO von den Schuldnern zu tra-
gen sind. Diese haben nicht dargetan, daß eine Entgegennah-
me der Wohnung entsprechend des Angebots ihres Verfah-
rensbevollmächtigten vom 22. 7. 1992 zwei oder drei Tage vor
dem vom Gerichtsvollzieher auf den 29. 7. 1992 anberaumten
Räumungstermin durch den Gläubiger aus von diesem zu ver-
tretenden Gründen unterblieben ist.

Auch die Schreibauslagen von 4,00 DM gem. § 36, Wege-
geld von 4,80 DM gemäß § 37 und Vordruckkosten 0,60 DM
sowie Portokosten 10,00 DM jeweils gemäß § 35 GVKostG
sind von dem Schuldner als notwendige Kosten der Zwangs-
vollstreckung zu tragen.

Das gleiche gilt für die Bereitstellungskosten des Spedi-
teurs in Höhe von 1.333,00 DM, die gemäß § 35 Ziff. 8
GVKostG als Auslagen zu erheben sind. Auch soweit es nicht
zur Räumung kommt, hat der Schuldner den Ausfallbetrag des
vom Gerichtsvollzieher zugezogenen Spediteurs zu tragen
(vgl. LG Berlin, DGVZ 86/47; Zöller, Kom. zur ZPO,
17. Aufl.; 14 zu § 885). Das gilt auch bei der Vollstreckung
eines Urteils auf Räumung Zug um Zug gegen Zahlung eines
Geldbetrages. Der Gerichtsvollzieher ist nicht gehalten, die
Gegenleistung vor einem erst danach anzuberaumenden Räu-
mungstermin anzubieten. Der Gläubiger kann vielmehr seine
Gegenleistung, worauf das Amtsgericht zutreffend hinweist,
auch unmittelbar vor Beginn der Vollstreckung anbieten las-
sen. Dann ist der Gerichtsvollzieher aber auch berechtigt, zur
ordnungsgemäßen Vorbereitung dieses Termins einen Spedi-
teur zu bestellen.

Entsprechend dem Vorbringen der Schuldner, das sich mit
einem Vermerk des Gerichtsvollziehers in dessen Dienstakten
deckt, hat der Bevollmächtigte der Schuldner diesen erst am
26. 7. 1994 mitgeteilt, daß die Schuldner räumen würden. So-
weit die Abbestellung am 27. 7. 1994 erfolgt ist, hat die Trans-
portfirma in ihrer Rechnung vom 29. 7. 1994 ausgeführt, daß
Fahrzeug und Personal an diesem Tag nur für die Räumung
abgestellt waren und nicht mehr eingesetzt werden konnten, da
es sich um ein komplettes Haus handelte.

Es handelt sich mithin um notwendige Kosten der Zwangs-
vollstreckung im Sinne des § 788 ZPO.

§ 760 ZPO; §§ 65 a, 135 Nr. 5 GVGA

Der Gerichtsvollzieher hat dem vollstreckenden Gläubiger
mitzuteilen, ob er bei einer Mobiliarzwangsvollstreckung
beim Schuldner pfändbare Sachen vorgefunden hat oder
nicht.

LG Köln, Beschl. v. 14. 6. 1995
– 19 T 115/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Nach Überzeugung der Kammer gehört es zu den Amts-
pflichten eines beauftragten Gerichtsvollziehers, unabhängig
von den besonderen Verpflichtungen des § 760 ZPO dem

Gläubiger so vom Ergebnis der durchgeführten Zwangsvoll-
streckung Mitteilung zu machen, daß der Gläubiger aufgrund
einer solchen Mitteilung in die Lage versetzt wird zu entschei-
den, wie er weiter im Rahmen der in Gang gesetzten Zwangs-
vollstreckung verfahren soll.

Insoweit folgt die Kammer den überzeugenden Ausführun-
gen des Landgerichts Hannover in DGVZ 1981, 39/40, in
denen es heißt:

„Das Gesetz sieht in § 760 ZPO vor, daß der Gerichtsvollzieher
jedem Beteiligten auf seinen Antrag Einsicht in seine Akten und
ihm Abschriften einzelner Aktenstücke zu geben hat. Diese vom
Gesetz vorgesehene Art und Weise der Unterrichtung der Beteilig-
ten ist jedoch nicht erschöpfend.

Vielmehr hat die Praxis daneben die kostensparende – weil
schreibauslagenfreie – Unpfändbarkeitsbescheinigung entwickelt,
die nach allgemeiner Meinung (vgl. Baumbach-Lauterbach ZPO,
36. Aufl., § 807 Anm. 2, Zöller-Scherübl ZPO § 807) ausreicht,
um im Rahmen des § 900 ZPO die Fruchtlosigkeit der Pfändung
nachzuweisen.

Nach Auffassung der Kammer ist der Gerichtsvollzieher zu dieser
Mitteilung auch verpflichtet. Die Kammer lehnt die vom OLG
Hamm (DGVZ 77/40) und LG Dortmund (DGVZ 75, 74) vertre-
tene Ansicht, wonach eine solche Verpflichtung des Gerichtsvoll-
ziehers im Hinblick auf die gesetzliche Regelung in § 760 ZPO
nicht bestehe, als zu sehr an den formalen Gesichtspunkten haf-
tend, ab. Sie folgt vielmehr der gegenteiligen Ansicht von Mümm-
ler in DGVZ 73/154, daß der Gerichtsvollzieher verpflichtet ist,
den Antragsteller ausreichend vom Ergebnis der beantragten Voll-
streckungsmaßnahmen zu informieren. Er ist auch wie jede andere
Amtsperson verpflichtet, so kostensparend wie möglich vorzuge-
hen. Vorliegend hat der Gerichtsvollzieher mit Schreiben vom
25. 03. 1980 dem Gläubiger mitgeteilt, daß er die Zwangsvoll-
streckung durchgeführt habe, er hat die Vollstreckungsunterlagen
beigefügt und seine Kosten berechnet. Die Hinzufügung eines
Hinweises, daß die Vollstreckung „fruchtlos“ ausgefallen sei, war
dem Gerichtsvollzieher ohne jede Mühe möglich und zumutbar
und hätte erst dann eine ausreichende Unterrichtung des Antrag-
stellers über das Ergebnis seiner Amtshandlung dargestellt. Abge-
sehen davon, daß nach Kenntnis der Kammer von einem Großteil
der Gerichtsvollzieher im Bezirk auch so verfahren wird, ist nicht
einzusehen, daß der Gläubiger auf die Kosten verursachende
Übersendung einer Fotokopie des Protokolls verwiesen werden
soll, wenn das ohnehin notwendige Schreiben des Gerichtsvollzie-
hers an den Gläubiger durch die Hinzufügung von zwei Worten zu
einer dem Vollstreckungsgericht ausreichenden Bescheinigung
über die Fruchtlosigkeit der Pfändung – Voraussetzung für den
Antrag nach § 900 ZPO – gemacht werden kann.“

Die Kammer hält die vom Gerichtsvollzieher für seine
Rechtsansicht zitierte Entscheidung des OLG Hamm in
DGVZ 1977, 40/41, als zu formal nicht für überzeugend.

Tatsächlich enthält § 760 ZPO für die Beziehungen zwi-
schen den Vollstreckungsbeteiligten und dem Gerichtsvollzie-
her keine – wie das OLG Hamm meint – abschließende Rege-
lung, sondern bestimmt lediglich, worauf die Gläubigerin zu-
treffend hinweist, welcher der Beteiligten des Vollstreckungs-
verfahrens einRecht auf Akteneinsicht in die Akten des Ge-
richtsvollziehers und auf Erteilung einer – gebührenpflichti-
gen – Abschrift einzelner Teile dieser Akten hat.

Das schließt indessen die aus der amtlichen Stellung des
Gerichtsvollziehers fließende Pflicht nicht aus, dem Gläubiger
diejenigen Auskünfte zu erteilen, die notwendig für seine Ent-
scheidung darüber sind, wie denn weiter verfahren werden soll.

Daß dem Gerichtsvollzieher eine solche aus seiner amtli-
chen Funktion resultierende Rechtspflicht obliegt, wird nicht
nur in der Kommentierung von Stöber in Zöller, § 760,
Rdziff. 3, und von Arnold in Münchner Kommentar, § 760,
Rdziff. 14, jeweils mit weiteren Nachweisen, vertreten, sondern
ergibt sich auch aus den Gründen des Beschlusses des LG Köln
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in MDR 1974, S. 1024, Nr. 65, in denen es heißt, daß der Ge-
richtsvollzieher dem Informationsbedürfnis des Gläubigers re-
gelmäßig dadurch Rechnung trägt, „… daß der Gerichtsvoll-
zieher dem Gläubiger das Ergebnis der Pfändung mitteilt …“.
Von dieser Amtspflicht des Gerichtsvollziehers ist sogar in dem
für die gegenteilige Rechtsansicht zitierten Beschluß des OLG
Hamm in DGVZ 1977, 40 (hier: S. 41) die Rede, in dem es heißt,
zu den selbstverständlichen Verfahrensgrundsätzen gehöre die
Verpflichtung einer Behörde, einen Antragsteller über das auf-
grund des Antrags Veranlaßte zu bescheiden. Diese Pflicht sei
nach dem Sinn und Zweck des Verfahrens zu konkretisieren.

Darüber enthält indes § 760 ZPO nichts. Denn wenn ein
Gläubiger einen Gerichtsvollzieher mit einer Vollstreckungs-
handlung beauftragt, muß er eben auch erfahren, was der Ge-
richtsvollzieherkonkret veranlaßt hat. Die Mitteilung hier des
Gerichtsvollziehers vom 13. 01. 1995, die Zwangsvollstrek-
kung sei dem Antrag der Gläubigerin gemäß durchgeführt
worden, ist keine dem Sinn und Zweck des Vollstreckungsauf-
trags entsprechende Auskunft.

Denn die Gläubigerin hatte bezüglich der Wohnung der
Schuldnerin einen Durchsuchungsbeschluß erwirkt undinso-
weit den Gerichtsvollzieher mit der Durchsuchung beauftragt.
Dessen Nachricht an die Gläubigerin kann jedoch nur entnom-
men werden,daß der Gerichtsvollzieher die Durchsuchung
vorgenommen hat.

Die Gläubigerin wird indes nicht darüber belehrt, ob der
Gerichtsvollzieher keine pfändbaren Sachen vorgefunden hat
oder ob er irgendetwas gepfändet hat. Nur bei einer solchen
Auskunft hätte die Gläubigerin entscheiden können, ob sie
etwa andere Vollstreckungsmaßnahmen versuchen (wie den
Erlaß eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses oder
die Beantragung einer eidesstattlichen Versicherung) oder
beim Gerichtsvollzieher die Übersendung eines Pfändungs-
protokolls i. S. d. § 760 ZPO beantragen soll.

Soweit in Thomas/Putzo, § 760, Rdziff. 3, eine solche
Auskunftspflicht abgelehnt wird, folgt dem die Kammer nicht,
da diese Ansicht nicht begründet wird. Der Hinweis bei Baum-
bach/Lauterbach/Hartmann, § 760, Rdziff. 2, der Datenschutz
verbiete eine derartige Auskunft, überzeugt nicht: wenn der
Gläubiger – gegen Erstattung entsprechender Gebühren – Ein-
sicht in die kompletten Akten des Gerichtsvollziehers nimmt
oder sich Abschriften einzelner Aktenteile erteilen läßt (was
weit über die zu erteilende amtliche Auskunft hinausginge),
bestehen Bedenken unter dem Gesichtspunkt des Datenschut-
zes nicht gegen die Regelungen des § 760 ZPO. Dann können
solche Gesichtspunkte auch nicht gegen eine weit weniger
umfängliche Auskunft stichhaltig sein.

Schließlich verweist die Kammer zur Begründung ihrer
Rechtsansicht auf die überzeugenden Ausführungen von
Mümmler in DGVZ 1973, 149, insb. 154/155, in denen näher
begründet wird unter Anführung zahlreicher Belege aus der
Rechtsprechung, daß der Gerichtsvollzieher „… den Gläubi-
ger über den Erfolg – oder den Mißerfolg – der Vollstrek-
kungshandlung zu benachrichtigen …“ hat, und zwar so um-
fassend, wie es die Interessen des Gläubigers verlangen. Diese
Interessen des Gläubigers sind in der Regel dahin zu interpre-
tieren, daß er aufgrund der zu erteilenden Auskunft in die Lage
versetzt werden sollte zu entscheiden, ob er die angefangene
Vollstreckungshandlung fortsetzen oder einen anderen Voll-
streckungsversuch unternehmen soll.

Diesem wohlverstandenen Interesse des Gläubigers
kommt der Gerichtsvollzieher in der Regel dadurch nach, daß
er mitteilt, ob er Vollstreckungswürdiges vorgefunden hat
oder nicht.

§ 69 Abs. 3 StGB; §§ 463 b, 462 a StPO; § 6 Abs. 3
JBeitrO; § 260 GVGA

Entscheidungen betreffend Vollstreckungsmaßnahmen in
Strafsachen (hier Zuständigkeit für die Wegnahme eines
Führerscheins) haben nicht die Zivilgerichte, sondern die
Strafgerichte zu treffen (zu AG Berlin-Schöneberg,
DGVZ 1995, S. 123).

LG Berlin, Beschl. v. 2. 8. 1995
– 81 T 335/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Auf den Hilfsantrag der Gläubigerin war die Sache unter
Aufhebung des angefochtenen Beschlusses an das Amtsge-
richt für Strafsachen zu verweisen, weil das Zivilgericht für
die Entscheidung über die Erinnerung der Gläubigerin nicht
zuständig ist.

Das Vollstreckungsgericht wird nur tätig bei der Vollstrek-
kung nach der Zivilprozeßordnung und sonst bei der Voll-
streckung anderer Gerichtszweige und Behörden nur aufgrund
ausdrücklicher, gesetzlicher Bestimmungen. Eine solche aus-
drückliche Regelung ist nicht ersichtlich.

Im Strafverfahren haben nur die Strafgerichte zu entschei-
den, auch bei der Vollstreckung (§ 462 a Abs. 2 StPO). Die
Verweisung auf die Bestimmungen der Justizbeitreibungsord-
nung bedeutet nur deren entsprechende Anwendung, nicht je-
doch eine Zuständigkeitsregelung.

§ 811 Nr. 5 ZPO; § 295 AO; § 121 GVGA

Ein beschäftigungsloser Versicherungsvertreter kann sich
nicht darauf berufen, daß ein von ihm verwendetes Tele-
faxgerät zur Anbahnung neuer Geschäftsbeziehungen er-
forderlich sei und deshalb der Pfändung nicht unterliege
(Anmerkung Schmittmann).

FG des Saarlandes, Beschl. v. 9. 11. 1993
– 1 V 242/93 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Antragsteller – Ast. – war bis zum Ergehen einer Kün-
digung als Vertreter für Versicherungen und Computerspiele
tätig. Er hat derzeit kein festes Auftragsverhältnis, bemüht
sich aber nach seinem Vortrag um einen neuen Dienstvertrag.

Wegen Steuerschulden hat der Antragsgegner – Ag. – (Fi-
nanzamt) ein dem Ast. gehörendes Telefaxgerät gepfändet.
Hiergegen hat der Ast. Beschwerde eingelegt, die die zustän-
dige Oberfinanzdirektion als unbegründet zurückgewiesen hat.

Am 2. November 1993 (dienstags) erhob der Ast. Klage,
die beim erkennenden Senat unter dem Gz. 1 K 238/93 anhän-
gig ist.

Der Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung, mit
der dem Ag. die Abholung des gepfändeten Telefaxgerätes un-
tersagt werden soll, ist zwar zulässig, aber unbegründet.

Im Streitfall fehlt es jedenfalls an der Glaubhaftmachung
des Anordnungsanspruchs.

Nach dem Vortrag des Ast. soll die Abholung zur Verwer-
tung an der Regelung des § 295 AO i. V. m. § 811 Nr. 5 ZPO
scheitern. Nach den genannten Bestimmungen dürfen bei Per-
sonen, die aus ihrer körperlichen oder geistigen Arbeit oder
sonstigen persönlichen Leistungen ihren Erwerb ziehen, die
zur Fortsetzung dieser Erwerbstätigkeit erforderlichen Gegen-
stände nicht der Pfändung unterworfen werden.
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Der Ast. steht derzeit in keinem festen Vertragsverhältnis.
Er macht jedoch geltend, das Telefaxgerät zur Anknüpfung
von Geschäftsbeziehungen zu benötigen. Er hat es jedoch ver-
säumt glaubhaft zu machen, daß insoweit das Telefaxgerät
„erforderlicher Gegenstand“ i. S. von § 295 AO i. V. m. § 811
Nr. 5 ZPO ist.

Überdies scheint es dem Senat zweifelhaft, ob der Ast. tat-
sächlich für dieAnbahnung neuer Geschäftsbeziehungen ein
Telefaxgerät benötigt. Hierfür scheinen bei einem Versiche-
rungsvertreter andere Umstände, wie etwa ein entsprechendes
Persönlichkeitsprofil, maßgebend. Ein potentieller Vertrags-
partner dürfte die Realisierung einer neuen Geschäftsverbin-
dung kaum von dem Besitz eines Telefaxgerätes abhängig ma-
chen, zumal der Ast. bei ausgehender Post die Möglichkeit
hätte, die Telefaxgeräte in den Geschäftsstellen der Telekom
zu nutzen.

Anmerkung:
In der zivilprozessualen Literatur1) besteht Einigkeit, daß

die Pfändung eines betrieblichen Telefons im Gegensatz zu der
eines Telefaxgerätes unzulässig ist. Soweit ersichtlich nimmt
das FG Saarland als erstes Gericht zu der Frage der Pfändbarkeit
von Telefaxgeräten2) Stellung. Diese von der Kommentarlite-
ratur3) zur Abgabenordnung bislang ignorierte Fragestellung ist
erst in den letzten Jahren virulent geworden, da einerseits vor
der Privatisierung der Post durch die „Postreform I“4) wegen
deren Endgerätemonopol regelmäßig „evidentes Dritteigen-
tum“5) eine Pfändung rechtswidrig und damit anfechtbar mach-
te und andererseits diese Telekommunikationsmittel seit eini-
gen Jahren einen unvergleichlichen Boom entwickelt haben.

Zu bemerken ist in diesem Zusammenhang, daß die Pfän-
dung eines Telefaxgerätes wegen des hier entsprechend an-
wendbaren § 811 Nr. 5 ZPO6) ausscheidet, wenn der Voll-
streckungsschuldner glaubhaft macht, daß das Gerät zur Fort-
setzung seiner Erwerbstätigkeit erforderlich ist7). Auch eine
Unpfändbarkeit gemäß § 811 Nr. 1 ZPO kommt in Betracht,
sofern der Schuldner zur bescheidenen Lebensführung des Ge-
rätes bedarf, was allerdings regelmäßig nur für das Telefon, je-
doch nicht für einen Anrufbeantworter oder das Telefaxgerät
zutreffen wird8). Ob der Betreffende auf die Möglichkeit der
Versendung mittels der öffentlich zugänglichen Telekom-Ge-
räte verwiesen werden darf, erscheint einmal im Hinblick auf
die unverhältnismäßig hohen Gebühren von mindestens
DM 6,00 pro Sendung und der eingeschränkten Öffnungszei-
ten dieser Stellen zweifelhaft.

Die Einschränkung des FG Saarland auf abgehende Sen-
dungen leuchtet gleichermaßen nicht ein, da Telefaxsendun-
gen über die Filialen der Deutschen Post AG an den über kein
eigenes Gerät verfügenden Empfänger ausgeliefert werden
können. Da die steuerrechtliche Schonungspflicht über die
zivilrechtliche hinausgeht9), sollte im Fall der Pfändung von
Telekommunikationsgeräten durch die Finanzverwaltung ein
vollstreckungsschuldnerfreundlicher Maßstab angelegt wer-
den, zumal die vom FG Saarland angedeutete Alternative der
Nutzung eines öffentlichen Telefaxgerätes den Steuerschuld-
ner mit hohen Gebühren belastet. Zwar muß der Schuldner
Unannehmlichkeiten in Kauf nehmen, soll aber nicht wettbe-
werbsunfähig werden10).

Ref. iur. Jens M. Schmittmann, Essen/Düsseldorf

§§ 750, 885 ZPO; § 180 GVGA

Die zwangsweise Räumung einer Wohnung kann nur
gegen den im Titel genannten Schuldner erfolgen und
gegen dessen in der Wohnung lebenden Ehepartner oder
Lebensgefährten nicht ausgedehnt werden, wenn dieser im
Titel nicht ebenfalls als Räumungspflichtiger ausdrücklich
ausgewiesen ist.

AG Gelsenkirchen, Beschl. v. 7. 7. 1995
– 3a C 681/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Zwangsvollstreckung gegen die Erinnerungsführerin
aus dem Titel … ist unzulässig.

Die Zwangsräumung einer Wohnung im Wege der Voll-
streckung gem. § 885 Abs. 1 ZPO ist nur zulässig, wenn u. a.
die Personen, gegen die die Vollstreckung stattfinden soll, im
Titel oder in der beigefügten Vollstreckungsklausel nament-
lich benannt ist (vgl. KG, DGVZ 1994, 25 ff.). Dies ist vorlie-
gend nicht der Fall. Aus dem im Verfahren 3a C 812/93 ge-
schlossenen Vergleich ist als Räumungsschuldner ausschließ-
lich der Schuldner M. G., nicht aber die Erinnerungsführerin
ausgewiesen. Ohne einen entsprechenden Titel ist die
Zwangsräumung gegen die Erinnerungsführerin nicht zuläs-
sig, wobei es letztlich unerheblich ist, ob der Erinnerungsfüh-
rerin, was zwischen den Parteien streitig ist, ein eigenes Be-
sitzrecht eingeräumt  ist oder ob sie Besitz an der im Erdge-
schoß des Hauses … gelegenen Wohnung nur deshalb ausübt,
weil sie die Lebensgefährtin des Schuldners G. ist. Zwar
wurde bislang in der Rechtsprechung die Auffassung vertre-
ten, daß die Räumung gegen Familienangehörige, also gegen
Ehegatten, Kinder, Lebensgefährten, aus einem nur gegen den
Mieter gerichteten Titel zulässig ist. Diese Auffassung berück-
sichtigt jedoch einerseits nicht, daß der Ehegatte oder Lebens-
gefährte, der in der Wohnung lebt, ohne selbst Mieter zu sein,
in seinem Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung
gem. Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz tangiert wird, wenn
gegen ihn die Zwangsvollstreckung ohne Rechtsgrundlage,
also ohne Räumungstitel durchgeführt wird, und andererseits
wird nach dieser bislang vertretenen Rechtsauffassung nicht
hinreichend berücksichtigt, daß der Ehegatte bzw. Lebensge-
fährte nicht ein abgeleitetes oder abgeschwächtes Besitzrecht
hat, das im Rahmen der Vollstreckung unerheblich ist, son-
dern vielmehr Mitbesitzer an der Wohnung ist (KG,
DGVZ 1994, 25 ff, 26 = NJW-RR 1994, 713, 714; OLG Köln,

1) S. Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann-Hartmann, ZPO,
53. Auflage, 1995, § 811 Rdnr. 42;Thomas/Putzo, ZPO, 19. Auflage,
1995, § 811 Rdnr. 28;Zöller-Stöber, ZPO, 19. Auflage, 1995, § 811
Rdnr. 15.

2) S. Schmittmann, Zur Pfändbarkeit von teilnehmereigenen Te-
lekommunikationsendgeräten, DGVZ 1994, 49 ff.

3) S. Klein/Orlopp, AO, 5. Auflage, 1995, § 295 Anm. 1 ff.;
Tipke/Kruse, AO/FGO, 75. EL, 1995, § 295 Rdnr. 10;Kühn/Kutter/
Hoffmann, AO/FGO, 17. Auflage, 1995, § 295 Anm. 3;Hübschmann/
Hepp/Spitaler-Schwarz, AO/FGO, 144. EL, 1995, § 295 Rdnr. 24 ff.;
Koch/Scholtz-Plewka, AO, 4. Auflage, 1993, § 295 Rdnr. 2.

4) Vgl. Schmittmann, Zur Titelumschreibung bei Zwangsvoll-
streckungen der Deutschen Bundespost Telekom AG, DGVZ 1995,
49 (50).

5) Vgl. § 199 Nr. 2 GVGA;Brox/Walker, Zwangsvollstreckungs-
recht, 4. Auflage, 1994, Rdnr. 237.

6) Siehe dazu: Vfg. OFD Hannover, S 0533-3-StO 422, StEK
AO 1977, § 295 Nr. 2.

7) Vgl. Burhoff, Die Pfändung von Geldforderungen und von be-
weglichen Sachen, NWB Fach 19, 1865 (1873).

8) SoBaumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann-Hartmann, Fn. 1,
§ 811 Rdnr. 23;Zöller-Stöber, Fn. 1, § 811 Rdnr. 15.

9) So Mattern, Zur Unpfändbarkeit von Sachen nach § 350 AO
mit § 811 Nr. 5 ZPO, DStZ A 1958, 179 (183);Kühn/Kutter/Hoff-
mann, Fn. 3, § 295 Anm. 3.

10) S. OFD Hannover, Fn. 6.
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WuM 1994, 285 ff; OLG Oldenburg, NJW-RR 1994, 715;
Becker-Eberhard, Die Räumungsvollstreckung gegen Ehegat-
ten und sonstige Hausgenossen, FamRZ 1994, 1296 ff.
m. w. N.). Die bislang vertretene Ansicht, der Ehepartner habe
nur ein abgeleitetes, abgeschwächtes Besitzrecht und sei damit
im Ergebnis Hausangestellten gleichzustellen, ist nicht mehr
zeitgemäß und entspricht nicht den tatsächlichen Gegebenhei-
ten, da der Ehepartner in der Regel die tatsächliche Sachherr-
schaft auch über die gemeinsam innegehaltene Wohnung aus-
übt, selbst wenn nur einer der Ehepartner formell Mieter ist
(OLG Oldenburg, NJW-RR, 1994, 715). Wenn aber eine in
der Wohnung lebende Person die tatsächliche Sachherrschaft
über die Wohnung ausübt und mit dem Mieter in einer auf
einer gewissen Dauer angelegten Gemeinschaft in der Woh-
nung lebt, so daß die tatsächliche Sachherrschaft ersichtlich
auch nach außen dokumentiert ist, so ist diese Person als Mit-
besitzer zu erachten (KG, DGVZ 1994, 25 ff, 26 = NJW-
RR 1994, 713 ff, 714).

Dies gilt gleichermaßen für Ehegatten und nichteheliche
Lebensgemeinschaften. Denn auch der Lebensgefährte, der an
der Wohnung nach den Umständen und der Verkehrsanschau-
ung willentlich eine nach außen erkennbare räumliche Herr-
schaftsbeziehung von gewisser Festigkeit und Dauer ausübt
und mit dem Mieter in einer auf Dauer angelegten Gemein-
schaft zusammen in der Wohnung wohnt, übt ebenso wie der
Ehepartner an der Wohnung – jedenfalls nach dem heutigen
allgemeinen gesellschaftlichen Verständnis, insbesondere
unter Berücksichtigung des in Artikel 3 Abs. 2 Grundgesetz
niedergelegten Gleichberechtigungsgrundsatzes – eine eigene
Sachherrschaft gemeinsam mit dem Partner an der Wohnung
aus und ist nicht lediglich Besitzdiener des Partners, der „zu-
fällig“ allein Mieter ist (KG, aaO; OLG Oldenburg, NJW-
RR 1994, 715; OLG Köln aaO; Becker-Eberhard, aaO). Da
bei Durchführung der Zwangsräumung der tatsächliche Besitz
vom Gerichtsvollzieher und die Frage, ob der im Titel genann-
te Räumungspflichtige auch der tatsächliche Besitzer ist, zu
überprüfen ist, kann dann, wenn der Ehepartner oder der Le-
bensgefährte in der Wohnung lebt, also tatsächlich Besitzer
ist, jedoch nicht im Titel als Räumungspflichtiger ausgewie-
sen wird, eine zulässige Zwangsvollstreckung gegen diese
Person nicht gem. §§ 750 Abs. 1, 885 ZPO durchgeführt wer-
den (KG, aaO, OLG Oldenburg, aaO; OLG Köln, aaO; Bek-
ker-Eberhard, aaO; Zöller/Stöber, ZPO, 19. Auflage, § 885
Rn 5 a, jeweils m. w. N.).

Die Zwangsvollstreckung gegen nicht im Titel angeführte
Ehepartner oder Lebensgefährten ist auch nicht unter Heran-
ziehung des Rechtsgedanken des § 885 Abs. 2 und 3 ZPO zu-
lässig. Denn diese Regelungen sagen nichts über das „Ob“
sondern nur über das „Wie“ der Zwangsvollstreckung aus
(OLG Köln, WuM 1994, 285, 286; vgl. auch ausführlich
Becker-Eberhard, aaO, 1300). Im übrigen wird bei dieser Aus-
legung nicht hinreichend berücksichtigt, daß ohne Titel eine
Räumungsverpflichtung nur dann zu bejahen ist, wenn hierfür
eine gesetzliche Grundlage besteht. Im Hinblick auf Artikel 13
Grundgesetz, der nicht nur den Mieter sondern auch die Mit-
besitzer wie Ehepartner und Lebensgefährten schützt, ist eine
Analogie zu § 885 Abs. 2 und 3 ZPO als Eingriffsgrundlage,
ohne daß tatsächlich eine Eingriffsnorm existiert, verfassungs-
rechtlich bedenklich (OLG Oldenburg, aaO; Becker-Eber-
hard, aaO, Seite 1300).

§ 806 a ZPO; §§ 108 a, 135 Nr. 5 GVGA

Kenntnisse über Geldforderungen des Schuldners an Drit-
te hat der Gerichtsvollzieher dem Gläubiger auch dann
mitzuteilen, wenn sie offenkundig oder ihm aus einer vor-
hergehenden Vollstreckung bekannt sind. Voraussetzung

für die Mitteilung an den Gläubiger ist lediglich die Erfolg-
losigkeit der Mobiliarvollstreckung.

Dir. AG Bad Iburg, Beschl. v. 30. 8. 1995
– 313 E –

Zum Sachverhalt: Der Prozeßbevollmächtigte der Schuld-
nerin hat sich beschwerdeführend an den Dienstvorgesetzten
des Gerichtsvollziehers gewandt und gerügt, daß dieser den
vollstreckenden Gläubigern mitgeteilt habe, die Schuldnerin
habe angeblich Forderungen aus Werk- bzw. Dienstleistungs-
verträgen an die Firmen …, worauf entsprechende Forderungs-
pfändungen erfolgt seien. Er beanstandet, daß der Gerichts-
vollzieher die Kenntnis der Forderungen nicht im Wege der
Zwangsvollstreckung erlangt habe, sondern auf einem Weg, der
für seine Mandantin nicht nachvollziehbar sei. Mitarbeiter sei-
ner Mandantin hätten ihm keinerlei Informationen über etwaige
Forderungen gegeben, ebensowenig deren Geschäftsführer.

Die Vorgehensweise des Gerichtsvollziehers sei in keiner
Weise durch § 806 a ZPO gedeckt. Nach den einschlägigen
Kommentierungen (insbesondere Zöller) habe ein Gerichts-
vollzieher nur dann die Befugnis, derartige Kenntnisse weiter-
zugeben, wenn er sie anläßlich der Zwangsvollstreckung, z. B.
bei Durchführung eines Zwangsvollstreckungsauftrages, er-
halten habe. Dieses sei hier ersichtlich nicht der Fall.

Auch unter datenschutzrechtlichen Aspekten sei das Vor-
gehen des Gerichtsvollziehers mehr als befremdlich. Die aus-
gebrachten Pfändungsmaßnahmen hätten zur Folge gehabt,
daß der Schuldnerin erheblicher Schaden dadurch entstanden
sei, daß die Firma … ihr aufgrund der Pfändungen keinen Auf-
trag mehr erteile. Die Schuldnerin behalte sich vor, ihr etwa
erwachsene Schadenersatzansprüche an den Gerichtsvollzie-
her weiterzugeben.

Der Direktor des Amtsgerichts hielt die Dienstaufsichtsbe-
hörde für unbegründet und hat den Gläubigervertreter ent-
sprechend beschieden:

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die gerügte Auskunftserteilung des Gerichtsvollziehers
über Forderungen der Schuldnerin erfolgte auf der Grundlage
des § 806 a ZPO und ist rechtlich nicht zu beanstanden.

Der Gerichtsvollzieher hat in seiner Stellungnahme zur
Dienstaufsichtsbeschwerde ausgeführt, daß er von den angeb-
lichen Forderungen, die er den Vollstreckungsgläubigern mit-
geteilt habe, anläßlich früherer Zwangsvollstreckungsmaß-
nahmen Kenntnis erlangt habe. Außerdem seien zahlreiche
Fotoarbeiten für gewerbliche Auftraggeber in den Geschäfts-
räumen der Schuldnerin ausgestellt, so daß insoweit Forderun-
gen begründende Auftragsverhältnisse offenkundig seien.

§ 806 a ZPO verpflichtet den Gerichtsvollzieher in Fällen
fruchtloser Zwangsvollstreckung zur Mitteilung von Forde-
rungen und Drittschuldnern an den Auftraggeber, soweit die
Forderungen und Drittschuldner anläßlich der Zwangsvoll-
streckung durch Befragung des Schuldners oder durch Ein-
sicht in Schriftstücke bekannt geworden sind. Nach der amtli-
chen Begründung (Bundestagsdrucksache 11/3621 S. 51)
sollte die Gesetzesvorschrift des § 806 a ZPO der Legalisie-
rung der als üblich angesehenen Praxis dienen, daß die
Schuldner bei fruchtloser Zwangsvollstreckung von den Ge-
richtsvollziehern nach dem Arbeitgeber oder anderen Dritt-
schuldnern befragt werden und diese anschließend durch den
Gerichtsvollzieher dem Gläubiger bekannt gegeben werden.
Zum Regelungszweck heißt es in der amtlichen Begründung
wörtlich: „Die Regelung läßt eine Entlastung der Vollstrek-
kungsgerichte von Verfahren über Anträge auf Abnahme der
Offenbarungsversicherung nach § 807 ZPO erwarten, weil der
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Gläubiger bereits durch die Mitteilung des Gerichtsvollziehers
von Geldforderungen des Schuldners erfährt. Dem Schuldner
bleiben die Kosten des Offenbarungseidverfahrens und die
Eintragung im Schuldnerverzeichnis erspart. Außerdem wird
die weitumfassendere Offenbarung seiner wirtschaftlichen
Verhältnisse nach § 807 ZPO vermieden.“

Der Nds. Minister der Justiz hatte bereits durch Erlaß vom
18. 03. 1971 – 3131 E-II.16 – den Oberlandesgerichtspräsi-
denten in Niedersachsen mitgeteilt, daß die überwiegende
Mehrzahl der Vertreter der Landesjustizverwaltungen auf
einer Sitzung der Referenten für das Gerichtsvollzieherwesen
am 13. und 14. 10. 1970 die Auffassung vertreten hätten, daß
der Gerichtsvollzieher den ihm ohnehin (z. B. aus anderen
Vorgängen, Aufträgen der Gerichtskasse) bekannten Arbeitge-
ber des Schuldners dem Gläubiger mitteile. Dieser Auffassung
der Mehrzahl der Vertreter der Landesjustizverwaltungen hat
sich der Nds. Minister der Justiz seinerzeit angeschlossen.

Der Gerichtsvollzieher hat nach § 806 a ZPO bei erfolglo-
ser Zwangsvollstreckung Forderungen und Drittschuldner
dem Auftraggeber mitzuteilen, soweit diese ihm aus seiner
Zwangsvollstreckungstätigkeit amtsbekannt oder soweit sie
offenkundig sind. Soweit keine Offenkundigkeit vorliegt, muß
der Gerichtsvollzieher durch Schuldnerbefragung, Befragung
weiterer Personen unter den Voraussetzungen des § 806 a
Abs. 2 ZPO oder durch Einsichtnahme in Schriftstücke „an-
läßlich der Zwangsvollstreckung“ Kenntnis von den Forde-
rungen und Drittschuldnern erlangt haben. Das bedeutet, daß
der Gerichtsvollzieher – soweit die Forderungen nicht offen-
kundig sind – die Kenntnis im Rahmen seiner amtlichen Voll-
streckungstätigkeit erlangt haben muß. Voraussetzung ist je-
doch nicht, daß die Erkenntnisse aus der Zwangsvollstreckung
wegen des konkret vorliegenden Auftrags stammen.

Die einschlägigen Kommentierungen stimmen dahin über-
ein, daß die Kenntnis des Gerichtsvollziehers vom Vorhan-
densein von Forderungen bereits vor Vollstreckungsbeginn er-
langt sein kann, daß Voraussetzung für die Mitteilung an den
Gläubiger jedoch die spätere fruchtlose Zwangsvollstreckung
ist (vgl. Zöller Rd.ziffer 7 zu § 806 a ZPO, Thomas-Putzo
Rd.ziffer 4 zu § 806 a ZPO). Zöller führt dann allerdings wei-
ter unter Hinweis auf die Kommentierung bei Baumbach/Lau-
terbach/Hartmann Randnummer 3 zu § 806 a ZPO ohne An-
gabe weiterer Belege aus, daß die Kenntnis aus einer Voll-
streckung auf Antrag eines anderen Gläubigers oder aus Voll-
streckungsverfahren außerhalb der Forderungsvollstreckung
die Weitergabe an den Vollstreckungsgläubiger nicht rechtfer-
tigen sollen. Eine solche restriktive Auslegung des § 806 a
ZPO ist aus dem Wortlaut der Vorschriften in keiner Weise
abzuleiten und mit dem anfangs zitierten, aus den Motiven er-
sichtlichen Regelungszweck völlig unvereinbar.

Eine entsprechende restriktive Auslegung würde beispiels-
weise zu dem völlig sinnlosen Ergebnis führen, daß der Ge-
richtsvollzieher bei gleichzeitig durchgeführter Zwangsvoll-
streckung sämtlichen beteiligten Gläubigern die gewonnenen
Informationen über Forderungen und Drittschuldner mitteilen
müßte; bei einem auch bereits am Folgetag eingegangenen
Vollstreckungsauftrag müßte er dem betreffenden Gläubiger
jedoch die Information vorenthalten, da eine separate Befra-
gung des Schuldners bei amtsbekannter Unpfändbarkeit als
unzulässig anzusehen ist (so zutreffend Zöller in Randnum-
mer 7 zu § 806 a ZPO am Ende).

Der betroffene Gläubiger könnte also die Information über
pfändbare Ansprüche des Schuldners nur im Verfahren zur Ab-
nahme der Eidesstattlichen Versicherung erlangen. Das Bei-
spiel zeigt, daß die von Zöller vertretene restriktive Auslegung
des § 806 a ZPO dem Regelungszweck einer Verminderung
der Offenbarungsversicherungen, einer schnelleren Gläubiger-

information und einer möglichst weitgehenden Vermeidung
des Offenbarungsverfahrens und der Eintragung in das Schuld-
nerverzeichnis für den Schuldner völlig zuwiderläuft.

Ich bin deshalb der Ansicht, daß der Gerichtsvollzieher im
vorliegenden Fall die ihm vorliegenden Informationen über
Forderungen und Drittschuldner im Rahmen seiner gesetzli-
chen Mitteilungspflicht nach § 806 a ZPO zu Recht an die
Vollstreckungsgläubiger weitergeleitet hat.

§§ 857, 844, 817 a ZPO; §§ 172, 145 GVGA

Ordnet das Vollstreckungsgericht unter Hinweis auf die
§§ 817 bis 819 ZPO die Versteigerung eines GmbH-Ge-
schäftsanteils durch den Gerichtsvollzieher an, so hat es
zunächst den Wert des Geschäftsanteils festzustellen und
diesen dem Gerichtsvollzieher mitzuteilen.

AG Witzenhausen, Beschl. v. 22. 8. 1995
– 2 M 1173/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Am 17. Februar 1995 erließ das Amtsgericht Bad Wildun-
gen auf Antrag der Erinnerungsführerin einen Pfändungs- und
Überweisungsbeschluß, in dem die angebliche Forderung des
Schuldners gegenüber der Drittschuldnerin, der … GmbH, ge-
pfändet wurde.

Gepfändet wurden die angeblichen Geschäftsanteile des
Erinnerungsgegners an der Drittschuldnerin, sowie der laufen-
de Anspruch des Erinnerungsgegners auf fortlaufende Auszah-
lung der Nutzungen (Gewinnbeteiligungen). Durch Beschluß
des Amtsgerichts Bad Wildungen vom 31. 03. 1995 wurde die
Versteigerung der gepfändeten Geschäftsanteile an der …
GmbH durch den zuständigen Gerichtsvollzieher gemäß § 844
ZPO angeordnet. In dem Beschluß heißt es ferner:

„Für die Versteigerung gelten §§ 817 bis 819 ZPO entspre-
chend. Der Schätzwert ist gegebenenfalls durch die Indu-
strie- und Handelskammer zu ermitteln.“

Die Erinnerungsführerin beauftragte daraufhin den Ge-
richtsvollzieher mit der Durchführung der Versteigerung der
gepfändeten Geschäftsanteile. Mit Schreiben vom 10. 07. 1995
lehnte der Gerichtsvollzieher die Bearbeitung des Auftrages ab.
Der Gerichtsvollzieher führte aus, daß für die Wertschätzung
des GmbH-Anteils das Vollstreckungsgericht zuständig sei.

Erst nach der Wertschätzung durch das Vollstreckungsge-
richt könne er, der Gerichtsvollzieher, mit der Versteigerung
beauftragt werden.

Die Erinnerungsführerin wendet sich gegen die Ablehnung
der Bearbeitung des Auftrages. Sie ist der Meinung, die Vor-
schrift des § 817 a ZPO über das Erfordernis eines Mindestge-
bots gelte nur, wenn das Vollstreckungsgericht in der Verwer-
tungsanordnung ein entsprechendes Mindestgebot festgelegt
habe. Da dies nicht geschehen sei, könne der Gerichtsvollzie-
her zur Erstellung des Mindestgebotes einen Sachverständigen
beiziehen.

Die Erinnerung ist zulässig, jedoch unbegründet.

Die Verwertung der gepfändeten Forderung hat entspre-
chend dem gerichtlichen Beschluß des Amtsgerichts Bad
Wildungen vom 31. 03. 1995 zwar durch den Gerichtsvollzie-
her zu erfolgen. Vorliegend findet jedoch die Vorschrift des
§ 817 a ZPO Anwendung, da das Amtsgericht Bad Wildungen
hinsichtlich der Versteigerung die Anwendbarkeit der §§ 817
bis 819 ZPO, mithin also auch die Anwendbarkeit des § 817 a
ZPO angeordnet hat. Auf die Streitfrage, ob bei einer Verstei-
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gerung nach § 844 ZPO die Vorschrift des § 817 a ZPO zur
Anwendung gelangt, kommt es demnach aufgrund der ein-
deutigen Anordnung durch das Amtsgericht Bad Wildungen
nicht an. Unter diesen Voraussetzungen ist es jedoch nicht
Aufgabe des Gerichtsvollziehers, die Höhe des Mindest-
gebotes zu ermitteln.

Dies ist vielmehr die Aufgabe des Vollstreckungsgerichts.
Nur für den Fall, daß § 817 a ZPO nicht zur Anwendung ge-
langt, obliegt es dem Gerichtsvollzieher, der den Zuschlag
dennoch nur gegen ein angemessenes Gebot erteilen darf, ge-
gebenenfalls ein Sachverständigengutachten einzuholen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Siehe auch die gleichlautende Entscheidung des AG Elms-
horn (DGVZ 1993, S. 190) nebst Anmerkung mit weiteren
Nachweisen. Bedenken gegen eine unmittelbar vom Gerichts-
vollzieher veranlaßte Sachverständigenschätzung ergeben
sich auch aus § 813 ZPO, der für die Versteigerung von Rech-
ten entsprechend anzuwenden ist (Schuschke, Zwangsvoll-
streckung, 1992, Band I, Anmerkung II zu § 813 ZPO). Da-
nach wäre zumindest auch die Einholung eines Wertgutach-
tens vom Vollstreckungsgericht anzuordnen (LG Konstanz,
DGVZ 1994, S. 140; Schultes, DGVZ 1994, S. 161 ff. u. Pa-
schold, DGVZ 1995, S. 52).

§ 66 Abs. 1 SGB X; § 252 AO; § 8 GVKostG

Ein nicht kostenbefreiter Gläubiger erlangt die Kostenbe-
freiung nicht dadurch, daß er die Vollstreckung durch
Einschaltung des Hauptzollamtes betreibt (Aufgabe frühe-
rer Rechtsansicht, DGVZ 1989, S. 122).

AG Hanau, Beschl. v. 26. 4. 1995
– 40 M 3037/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gerichtsvollzieher ist der Auffassung, daß seine Tätig-
keit nicht kostenfrei sei, da der Gläubigerin selbst keine Ko-
stenfreiheit zustehe und sie diese auch nicht dadurch erlangen
könne, daß sie die Vollstreckung durch das Hauptzollamt, den
Erinnerungsführer, betreibe.

Der Bezirksrevisor schließt sich der Ansicht des Erinne-
rungsführers an.

Die Erinnerung ist nach § 9 GVKostG zulässig. Sie ist je-
doch nicht begründet.

Die streitgegenständliche Frage ist in der Rechtsprechung
umstritten. Während zum Beispiel das Amtsgericht Hanau
(DGVZ 89, 122) und das Amtsgericht Bergisch-Gladbach
(DGVZ 95, 29 f.) die Auffassung vertreten haben, daß der Ge-
richtsvollzieher in einem solchen Fall keine Kosten verlangen
könne, wird in der wohl deutlich überwiegenden Rechtspre-
chung (vergleiche z. B. AG Bad-Hersfeld DGVZ 95, 30 f.;
AG Bergheim DGVZ 93, 59 f. mit weiteren Nachweisen; AG
Bergisch-Gladbach DGVZ 1992, 191; AG Castrop-Rauxel
DGVZ 1992, 142; AG Rheine DGVZ 1992, 79) die gegentei-
lige Ansicht vertreten.

Das Amtsgericht Hanau schließt sich unter Aufgabe seiner
früher vertretenen Ansicht der überwiegend in der Rechtspre-
chung vertretenen Auffassung an, wonach keine Kostenfrei-
heit besteht, soweit ein nicht kostenbefreiter Schuldner die
Vollstreckung durch das Hauptzollamt durchführen läßt.

Zu begründen ist diese Ansicht damit, daß § 252 AO, wo-
nach im Vollstreckungsverfahren die Erinnerungsführerin als

Gläubigerin der zu vollstreckenden Ansprüche gilt, nicht
einen gesetzlichen Forderungsübergang der zu vollstrecken-
den Forderung auf das Hauptzollamt bewirkt. Es handelt sich
vielmehr lediglich um eine weitgehende gesetzliche Vertre-
tungsanordnung ohne gesetzlichen Forderungsübergang,
wobei Gläubigerin die um Vollstreckung ersuchende Körper-
schaft – hier die Deutsche Bundesbahn – bleibt (vergleiche
hierzu auch Harenberg DGVZ 90, 49 f).

Anmerkung der Schriftleitung:

Zu dieser Frage siehe auch LG Wiesbaden, DGVZ 1995,
S. 155, das gleichlautend entschieden hat.

§ 779 BGB; § 788 ZPO; § 109 GVGA

Eine zur Abwendung der Zwangsvollstreckung getroffene
Teilzahlungsvereinbarung löst in der Regel keine Ver-
gleichsgebühr aus; keinesfalls aber sind die Kosten einer
solchen Vereinbarung als notwendige Kosten der Zwangs-
vollstreckung anzusehen.

AG Erkelenz, Beschl. v. 19. 6. 1995
– 17 M 1007/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Schuldner schuldete der Gläubigerin aus dem Voll-
streckungsbescheid vom 11. 7. 1994 insgesamt 1 938,27 DM
mit Zinsen und Kosten. Am 27. 7. 1994 erteilte die Gläubige-
rin dem Gerichtsvollzieher Vollstreckungsauftrag. Am 26. 8.
1994 schloß die Gläubigerin mit dem Schuldner eine Raten-
zahlungsvereinbarung, nach der der Schuldner sich zur Zah-
lung des Gesamtbetrages nebst den künftig fällig werdenden
Zinsbeträgen sowie nebst den hiermit ausdrücklich übernom-
menen Kosten des Vergleichs verpflichtet. Nachdem der
Schuldner die Hauptforderung nebst Zinsen und Kosten mit
Ausnahme der Kosten für den Vergleich in Höhe von 410,67
DM gezahlt hat, weigerte sich der Gerichtsvollzieher, weiter
die Zwangsvollstreckung gegen den Schuldner zu betreiben.
Hiergegen richtet sich die Erinnerung der Gläubigerin.

Die Erinnerung ist gem. § 766 ZPO zulässig, aber nicht be-
gründet.

Der Gerichtsvollzieher hat sich zu Recht geweigert, die
Zwangsvollstreckung durchzuführen.

Bei der Übernahme einer Zwangsvollstreckung muß das
Vollstreckungsorgan prüfen, ob die titulierten Ansprüche
sowie die notwendigen Kosten der Zwangsvollstreckung
ganz oder teilweise gezahlt sind. Nach herrschender Meinung
in der Rechtsprechung löst in der Regel eine in der Zwangs-
vollstreckung getroffene Teilzahlungsvereinbarung keine
Kosten aus, die im Rahmen der Vollstreckungskosten nach
§ 788 ZPO beigetrieben werden können (so beispielhaft AG
Marl in DGVZ 1995, S. 31; AG Osterholz-Scharmbeck in
DGVZ 1994, S. 95; AG Wiesbaden in DGVZ 1994, S. 158;
LG Wuppertal in DGVZ 1987, S. 189; LG Siegen, DGVZ
1991, S. 27; AG Karlsruhe, DGVZ 1992, S. 140; AG Duis-
burg-Hamborn, DGVZ 1992, S. 76; AG Herbon, DGVZ
1992, S. 60 und LG Baden-Baden, DGVZ 1991, S. 78). Be-
gründet wird dies im wesentlichen damit, daß die Frage, ob
dem Gläubiger eine Vergleichsgebühr materiell zusteht oder
nicht, eine Tatfrage ist, die der Gerichtsvollzieher im Voll-
streckungsverfahren nicht prüfen kann und auch nicht prüfen
soll. Die Kosten, die durch einen solchen Vergleich ausgelöst
werden, stehen nur im mittelbaren Zusammenhang mit der
Vollstreckung; denn durch sie soll eine Vollstreckung gerade
vermieden werden.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G E N

Weißmann – Riedel,Aktuelle Muster und Entscheidungs-
hilfen zur Zwangsvollstreckung– Arbeitshandbuch für die
anwaltliche Vollstreckungspraxis
Herausgegeben von RechtspflegerErnst Riedel und Rechtsanwalt
Heinz J. Weißmann, unter Mitarbeit von RechtsanwaltJürgen Christ,
Vors. RichterUwe Gottwald, RechtsanwaltDr. Frank Hahn, Richter
am AGAlbrecht Kob, RechtspflegerAlbert Krammer, Regierungsdi-
rektor Lothar Pietschmann, RechtsanwaltPaul Trauth und Rechts-
pflegerBernd Winterstein. 4 Bände in Loseblattform, Plastikordner,
DIN A5, ca. 4700 Seiten. Bestell-Nr. 3000 Verlag RECHT UND
PRAXIS GmbH, Römerstr. 4, 86438 Bad Kissing. 278,— DM.

Bei dem umfangreichen Werk handelt es sich wohl um die umfassend-
ste Darstellung des Vollstreckungsrechts, die derzeit angeboten wird. In
seiner Zielsetzung und Konzeption ist es auf die Gläubigerinteressen
abgestellt und damit in erster Linie eine Hilfe für die Anwaltspraxis
sowie Rechtsabteilungen von Banken und Unternehmen. Seine Ver-
wendung auf der Gläubigerseite wird sich aber auch für die  Vollstrek-
kungsorgane positiv auswirken, da es zu sachdienlichen Anträgen führt
und auch das Verständnis für die von den Vollstreckungsorganen einzu-
haltenden Regeln sowie die bei diesen oftmals bestehende Arbeitsüber-
lastung fördert. Für den Bereich der Gerichtsvollzieher wird z. B. dan-
kenswerterweise darauf hingewiesen, daß diese in der Regel bestrebt
sind, trotz hoher Geschäftsbelastung ihre Aufträge in angemessener Zeit
zu erledigen und daß zu viele Erinnerungsschreiben der Gläubiger hier-
bei wenig hilfreich sind, vielmehr die Arbeitslast nur noch erhöhen.

Die Autoren weisen den Weg zu allen Zwangsvollstreckungsarten,
geben Erläuterungen durch fallbezogene Darstellungen, zeigen Voll-
streckungsmöglichkeiten auf, an die nicht jeder sofort denkt und er-
gänzen ihre Ausführungen durch entsprechende Antrags- und Vor-
druckmuster. Es versteht sich von selbst, daß auch die Vollstreckungs-
voraussetzungen eingehend dargestellt sind; ebenso die Rechtsbehelfe
und die Reaktionen hierauf. Auch die jeweils entstehenden Kosten
sind angegeben.
Ob es sich um die Vollstreckung in bewegliche körperliche Sachen,
um die Pfändung von Forderungen und Rechten, die Herausgabevoll-
streckung oder Räumung, die Vollstreckung zur Erwirkung von Hand-
lungen, Duldungen und Unterlassungen sowie zur Abgabe von Wil-
lenserklärungen, das Verfahren zur Vermögensoffenbarung, Arrest
und einstweilige Verfügung, die Vollstreckung in Grundstücke oder
um das Konkursverfahren handelt, der Benutzer findet immer gezielte
Hinweise, wie er seinen Anspruch auf dem jeweiligen Gebiet geltend
machen kann. Dabei sind auch ganz differenzierte Einzelheiten nicht
ausgelassen, wie z. B. die oft übersehene Bestimmung des Gemein-
schaftsverhältnisses bei Gläubigermehrheiten (§ 47 GBO) in dem An-
trag auf Eintragung einer Zwangshypothek.

Der Band 4 ist zusätzlich Besonderheiten und gesellschaftsrechtlichen
Haftungsfällen bei der Zwangsvollstreckung gegen die GmbH gewid-
met, sowie dem Vergleichsverfahren und der Pfändung von Lohn- und
Einkommensteuererstattungsansprüchen. Band 4 enthält weiter einen
Rechtsprechungsteil, der nach derzeitigem Stand 227 vollstreckungs-
rechtliche Entscheidungen mit Fundstellen aufweist, zu denen die
Leitsätze, zum Teil aber auch die Gründe oder Anmerkungen abge-
druckt sind. Der nach Paragraphen geordnete Rechtsprechungsteil ist
mit einem Stichwortverzeichnis ausgestattet, der das schnelle Auffin-
den entsprechender Entscheidungen ermöglicht.

Die Anwaltspraxis oder Rechtsabteilung, die mit diesem Werk ausge-
stattet ist, wird in Zwangsvollstreckungssachen kaum in Verlegenheit
kommen und immer wissen, was zu tun ist.
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